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Siedlungsflächenentwicklung in Städten ohne 
Wachstum: Wie geht es weiter?  
 
Folgerungen zur Steuerungspraxis und Ausgangspunkte für weitere Forschungen 
 
 
 
Zum Thema 
Stadtentwicklung ohne Wachstum – aufgrund von Bevölkerungsverlusten, Strukturwandel und 
Wirtschaftskrisen sehen sich zahlreiche Städte mit Problemen wie Leerständen im Wohn- und 
Gewerbebestand, baulichem Verfall, Funktionsverlusten, Abwanderung etc. konfrontiert. Die 
Dissertation befasst sich mit der Frage, wie sich Steuerungsformen und -verständnisse öffentli-
cher Akteure in der Siedlungsflächenentwicklung unter Bedingungen des demographischen 
Wandels verhalten.  
Ein zentrales Ziel ist es, Erkenntnisse zur aktuellen kommunalen Steuerungspraxis in 
»Schrumpfungsräumen« zu gewinnen – fokussiert auf die Frage: Wo werden welche Siedlungs-
flächen wie entwickelt und warum? Im Schwerpunkt werden Wohnbauflächen und dabei die 
ganze Breite der öffentlichen Steuerungstätigkeiten in der baulich-räumlichen Entwicklung be-
trachtet: die Schaffung und Veränderung von Baurechten, den Beitrag zur Bestandsentwicklung 
inklusive der Nutzung brachliegender Flächen und Baulücken, funktionale und bauliche Aufwer-
tungen usw. 
Zudem werden die komplexen Planungs- und Politikkontexte und somit auch Rückkopplungen 
zwischen verschiedenen Rahmenbedingungen, die Abhängigkeiten und das Zusammenspiel re-
levanter kommunaler Handlungsfelder sowie raumwirksamer Akteure berücksichtigt.  
Mit der Dissertation wird versucht, ein Stück »Steuerungsrealität« zu erfassen und in die wissen-
schaftliche Auseinandersetzung mit baulich-räumlichen Steuerungsfragen einzubringen. 
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Zur Vorgehensweise 
Basierend auf einer Literaturauswertung 
werden die wesentlichen Ausgangspunkte 
für die Untersuchung zusammengetragen: 
Dargestellt werden die grundlegenden 
Rahmenbedingungen des »Nicht- normativ 
erwünschten Steuerung, und dem realen 
Verhalten erkennen. In einem weiteren 
Schritt wird nach Erklärungen für diese 
Abweichungen gesucht. Der Blick richtet 
sich dabei auf  
 die Problemwahrnehmung und das Auf-
gabenverständnis öffentlicher Akteure,  
 deren Ziele, Motive und Orientierungen,  
 die zur Verfügung stehenden Ressourcen 
und Instrumente sowie  
 das Zusammenspiel der Akteure. 
Aus dieser Betrachtung resultieren Hypo-
thesen (siehe Abb. 1) zum Steuerungsver-
halten öffentlicher Akteure in Schrump-
fungsräumen. Diese werden in einem wei-
teren Untersuchungsschritt anhand von 
umfassenden Fallstudien in sieben Kom-
munen aus Ost- und Westdeutschland em-
pirisch überprüft.  
 
Für die Fallstudien wurden Städte mit un-
terschiedlichen demographischen Verläufen 
und Prognosen ausgewählt (siehe Abb. 2): 
Arnsberg, Essen, Fürstenwalde/Spree, Halle 
(Saale), Hilden, Schwerin und Sankt Augu-
stin. Die Untersuchung stützt sich auf die 
Auswertung von Materialien zu den Kom-
munen sowie auf Experteninterviews mit 
lokalen Akteuren aus Verwaltung, Politik, 
Wohnungswirtschaft etc. Die Fallstudien 
werden einzeln und im Querschnitt ausge-
wertet. Anschließend werden die Hypothe-
sen anhand der empirischen Befunde ge-
prüft und die wesentlichen Befunde zu-
sammengefasst. 
Im abschließenden Teil der Dissertation 
werden Folgerungen zur Steuerungspraxis 
der baulich-räumlichen Entwicklung abge-
leitet: Welche Erkenntnisse ergeben sich aus 
den (empirischen) Befunden für Praxis und 
Theorie der Siedlungsflächenentwicklung? 
Welcher Forschungsbedarf wird sichtbar? 
Dieses Kapitel wird hier (in leicht modifi-
zierter Form) wiedergegeben. 
 
 
Abbildung 1: 
Untersuchungshypothesen 
in Schlagworten 
Untersuchungshypothesen in Schlagworten 
Beschreibung: Steuerungsverhalten öffentlicher Akteure (B.1-B.3) 
B.1 Expansive Flächenpolitiken und Ausweisung neuer Wohngebiete 
B.2 Baulich-räumliche Steuerung durch punktuelle Einzelvorhaben 
B.3 Verstärkter Einsatz informeller Instrumente und Arbeitsformen 
Erklärungen: Mögliche Einflussfaktoren für das Steuerungsverhalten öffentlicher Akteure (E.1-E.8) 
Bedeutung von Problemwahrnehmung und Aufgabenverständnis öffentlicher Akteure für die  
Siedlungsflächenentwicklung 
1. Problemwahrnehmung: Fehlende Akzeptanz demographischer Entwicklungen vor Ort 
2. Aufgabenverständnis: Anstreben von Einwohnerzugewinnen durch neue Baulandangebote 
Bedeutung handlungsleitender Ziele, Motive und Orientierungen öffentlicher Akteure für die  
Siedlungsflächenentwicklung 
3. Wachstumsorientierung: Hoffen auf weitere Zuwächse 
4. Kommunaler Steuerungsanspruch: Reagieren statt agieren 
5. Kurzfristige Ausrichtung der Steuerung: Vernachlässigung von Folgenutzungen und -kosten 
Bedeutung öffentlicher Steuerungsressourcen und Instrumente für die Siedlungsflächenentwicklung  
6. Abnahme kommunaler Ressourcenverfügbarkeit: Verlust an Steuerungsmöglichkeiten 
Einflüsse von Akteuren und Interdependenzen auf die Siedlungsflächenentwicklung 
7. Innerkommunale Interaktionen öffentlicher Akteure: Vernachlässigung baulich-räumlicher Anliegen 
8. Raumwirksamer Einfluss privater Akteure: Unterordnung öffentlicher Interessen 
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Ausgangspunkte: Empirische Befunde aus 
sieben Kommunen 
Die empirischen Befunde aus den sieben 
Fallstudien lassen keine einfachen, eindi-
mensionalen Zusammenhänge und Erklä-
rungsmuster erkennen. Demographische 
Rahmenbedingungen sind somit nicht de-
terministisch hinsichtlich des Steuerungs-
verhaltens öffentlicher Akteure in der Sied-
lungsflächenentwicklung: Es gibt nicht 
zwangsläufig die demographiebedingten 
Auswirkungen auf das öffentliche Steue-
rungsverhalten. 
Wenn selbst bei ähnlichen Rahmenbedin-
gungen verschiedene Handlungs- und Vor-
gehensweisen auszumachen sind, so ist we-
niger von der Steuerungsrealität, sondern 
mehr von den Steuerungsrealitäten zu spre-
chen. Und das hat verschiedene Konse-
quenzen: Einfache Handlungsempfehlun-
gen für die Praxis und Ratschläge, wie öf-
fentliche Akteure denn nun auf demogra-
phische Umbrüche in der baulich-
räumlichen Steuerung zu reagieren haben, 
greifen oftmals zu kurz. Sie werden der 
Komplexität der Einflussfaktoren und den 
lokalspezifischen Bedingungen (Wahrneh-
mungen, Akteurskonstellationen o.ä.) teils 
nicht gerecht. Auch für weitere Forschun-
gen zu dem Themenkomplex ergeben sich 
entsprechende Differenzierungsbedarfe – 
z.B. hinsichtlich der involvierten Akteure, 
deren Interaktionen und den jeweiligen Ein-
flussmöglichkeiten auf die baulich-
räumliche Entwicklung.  
Im Folgenden werden aus den empirischen 
Befunden Folgerungen zur Steuerungspra-
xis der baulich-räumlichen Entwicklung ab-
geleitet (Kap. 1): Es geht um das Steue-
rungsverhalten öffentlicher Akteure unter  
 
Bedingungen des demographischen Wan-
dels – insbesondere ihre vielfältigen Steue-
rungsformen, ihre spezifischen Wahrneh-
mungsweisen, ihre handlungsleitenden Zie-
le und Interessen. Zudem werden die 
Schnittstellen zur Außenwelt, das Zusam-
menspiel von Akteuren und verschiedenen 
politischen Ebenen sowie die Bedeutung 
von lokalspezifischen Umständen betrach-
tet: Im Fokus steht der Einfluss dieser 
Aspekte auf und die Handlungsspielräume 
von öffentlichen Akteuren auf kommunaler 
Ebene. Anknüpfend an die Befunde zur 
Steuerungspraxis werden Ausgangspunkte 
für weitere Forschungen identifiziert. Hier 
sticht vor allem der interdisziplinäre For-
schungsbedarf hervor (Kap. 2). 
1 Steuerungspraxis der 
Siedlungsflächenentwicklung unter 
Bedingungen des demographischen Wandels  
In Abschnitt 1.1 geht es um den Beitrag öf-
fentlicher Akteure zur Siedlungsflächen-
entwicklung: Auch unter sich ändernden 
Rahmenbedingungen zeichnet sich eine Be-
ständigkeit der Steuerungsformen und Vor-
gehensweisen ab. Dabei kommt ein lokal-
spezifischer Instrumenten-Mix zum Ein-
satz. Hier kann es bei steigendem demo-
graphischen Problemdruck zu punktuellen 
Neuerungen kommen. Allerdings entfalten 
nur einzelne, teils subjektiv wahrgenom-
mene Faktoren Handlungsrelevanz. Um die 
jeweilige Zuschreibung von Bedeutung 
nachvollziehen zu können, ist das Augen-
merk einmal mehr auf die Ziele, Interessen 
und Orientierungen öffentlicher Akteure zu 
richten. In Abschnitt 1.2 wird der Blickwin-
kel noch einmal geweitet – in Richtung Au-
ßenwelt der öffentlichen Akteure: Die Ent-
wicklung von Siedlungsflächen ist nur im 
Wechselspiel von verschiedenen öffentli-
chen und privaten Akteuren sowie unter Be-
Abbildung 2: 
Differenzierung der 
Kommunen nach 
»Schrumpfungstypen« 
Sieben Kommunen – drei »Schrumpfungstypen« 
1. Halle (Saale) und Schwerin, die seit den 1990er Jahren abrupt und massiv Bevölkerung verloren 
haben; 
2. Arnsberg und Essen, die bereits seit mehreren Jahrzehnten langsam, aber kontinuierlich Bevölke-
rung verlieren. Auch wenn die Prozesse eher schleichend ablaufen, so sind die Einwohnerzahlen 
im Laufe der Zeit stark gesunken. 
3. Fürstenwalde/Spree, Hilden und Sankt Augustin mit derzeit eher »unspektakulären« demographi-
schen Verläufen. Die Bevölkerungsentwicklungen stagnieren oder schrumpfen leicht. Absehbar 
sind jedoch rückläufige Wachstumserwartungen und vermehrt Bevölkerungsverluste. 
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rücksichtigung des lokalspezifischen Steue-
rungskontextes zu verstehen. Welche Hand-
lungsspielräume bleiben hier den öffentli-
chen Akteuren? 
1.1 Öffentliche Akteure und ihr Beitrag zur 
Siedlungsflächenentwicklung 
Ebenso wie in Wachstumsräumen werden 
auch in Kommunen mit stark sinkenden 
Bevölkerungszahlen, anhaltenden Struktur-
problemen in der Wirtschaft und ange-
spannter Haushaltslage Freiflächen für 
neue Siedlungen genutzt; Neubau und Um- 
und Rückbau sowie das Liegenlassen von 
nicht mehr benötigten Beständen finden 
gleichzeitig statt. Dieser Prozess hat von je-
her Städte geprägt, doch scheinen sich der-
zeit die Dimensionen zu ändern.  
1.1.1 Vorgehensweisen öffentlicher Akteure: 
Gleichzeitigkeit und Vielfältigkeit der Steue-
rungsformen 
Für viele öffentliche Akteure stellen die zu-
nehmenden Wohnungsleerstände und die 
Ausweisung neuer Wohnbauflächen keinen 
Widerspruch dar. Das Bestreben, ein attrak-
tives Angebot an Bauland und Wohnmög-
lichkeiten zu schaffen, scheint plausibel, 
doch entbehren Einzelmaßnahmen oftmals 
einer gesamtstädtisch abgestimmten Stand-
ortpolitik. Der Anspruch an und die Bemü-
hungen um eine gesamtstädtische Entwick-
lungsperspektive gehen auf der Umset-
zungsebene im Steuerungsalltag teilweise 
verloren. 
Die konkreten Steuerungsweisen öffentli-
cher Akteure unterscheiden sich in demo-
graphisch schrumpfenden Kommunen. Es 
wird augenfällig, dass auch bei teils ähnli-
chen Aufgaben und Rahmenbedingungen 
verschiedenartige Instrumente und Ar-
beitsweisen in der Siedlungsentwicklung 
eingesetzt werden: 
 Einige Kommunen starten den Prozess 
einer FNP-Neuaufstellung, andere wollen 
genau hierfür weder Zeit noch Geld inve-
stieren und konzentrieren sich mehr auf 
die Fortschreibung des ohnehin benötig-
ten Stadtentwicklungskonzeptes. Wäh-
rend in der einen Kommune bewusst die 
Zusammenarbeit mit Privaten gesucht 
wird, zieht man sich andernorts eher zu-
rück und legt Wert auf eine klare Aufga-
benteilung zwischen den Akteuren (z.B. 
öffentliche Akteure vermehrt im Stadt-
umbau tätig, Investoren im Neubau aktiv). 
Manche Kommunen ziehen sich auf-
grund fehlender finanzieller Mittel aus 
dem Marktgeschehen zurück, andere 
gründen verstärkt kommunale Gesell-
schaften, um weiter handlungsfähig zu 
bleiben. Etc.  
 Unterschiede gibt es ebenso im kommu-
nalen Boden- oder Flächenmanagement. 
Begriff und Gegenstand werden nicht 
einheitlich verstanden: Einmal kann da-
mit eine Institution gemeint sein, in ei-
nem anderen Zusammenhang ein einzel-
nes Instrument und in einem dritten Fall 
der gesamte Prozess der Flächenentwick-
lung. Es variieren Umfang, Bedeutung 
und Reichweite des jeweils sogenannten 
Flächenmanagements ebenso wie dessen 
Ziele (Einfluss auf Bodenpreise, Machter-
halt, soziale Gerechtigkeit o.a.). Für eine 
systematische Untersuchung dieses 
Handlungsfeldes kommt erschwerend 
hinzu, dass sowohl in Fachbeiträgen als 
auch in Praxisberichten oft nicht definiert 
wird, was genau mit Flächenmanagement 
gemeint ist. 
 In den einzelnen Kommunen werden 
formelle und informelle Instrumente mit 
unterschiedlichen Schwerpunkten und 
Häufigkeiten genutzt. Hierbei geht es 
nicht um eine grundsätzliche Entweder-
oder-Frage, sondern um die optimale bzw. 
machbare Verknüpfung formeller und in-
formeller Arbeitsweisen. Während sich 
die Vorgehensweisen in einigen Kommu-
nen entsprechend einer eingeübten Rou-
tine wiederholen, wird anderenorts das 
»Handwerkszeug« jeweils fallspezifisch 
zusammengestellt. 
Es ist festzuhalten, dass verschiedene In-
strumente und Steuerungsformen der 
Stadtplanung auch bei sich ändernden 
Rahmenbedingungen nebeneinander fort-
bestehen und in der Entwicklung von Sied-
lungsflächen auf unterschiedliche Weise 
miteinander verknüpft werden: Auswahl 
und Kombination scheinen dabei weniger 
durch demographische Rahmenbedingun-
gen bestimmt zu sein als vielmehr durch die 
jeweiligen Akteurskonstellationen (z.B. die 
Präsenz von und das Zusammenspiel zwi-
schen öffentlichen und privaten Akteuren), 
die Ressourcenverfügbarkeit, die Organisa-
tionsstruktur der Verwaltung oder bestimm-
te Routinen im Steuerungsverhalten. Allen-
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falls der Einsatz von Stadtumbau-
Instrumenten (gemäß § 171 BauGB) scheint 
ein Stück weit von demographischen Fakto-
ren, dem demographisch bedingten Pro-
blemdruck, abzuhängen (siehe nächster Ab-
schnitt). 
1.1.2 Beständigkeit gängiger Steuerungswei-
sen – mit punktuellen Neuerungen bei stei-
gendem Handlungsdruck 
Für die kommunale Steuerung der Sied-
lungsflächenentwicklung ist ein hohes Maß 
an Beständigkeit auszumachen. Das gilt mit 
Blick auf die öffentlichen Akteure für: 
 ihr Aufgabenverständnis: Keine der un-
tersuchten Kommunen lässt angesichts 
der veränderten Rahmenbedingungen ei-
nen rigorosen Kurswechsel in der Steue-
rung erkennen – z.B. weg von einer 
grundlegenden Wachstumsausrichtung 
hin zur »Verkleinerung« der Kommune 
hinsichtlich Einwohnerzahlen, Versor-
gungsangeboten oder weg von der Sied-
lungsflächenexpansion hin zur kleinteili-
gen Quartiersentwicklung. Auch wenn 
der Bestand (Baulücken schließen, Brach-
flächen entwickeln, Leerstände beseitigen 
etc.) als wichtiges Aufgabenfeld wahrge-
nommen wird, so finden die Aktivitäten 
öffentlicher Akteure hierzu eher am Ran-
de statt.  
 die Handlungsfelder: Auch wenn sich 
Tendenzen zur stärkeren Nutzung von 
Innenentwicklungspotenzialen erkennen 
lassen, so bleibt das Kerngeschäft, die Be-
reitstellung von Siedlungsflächen, unan-
getastet. Allenfalls die Dimensionen der 
Flächenneuausweisung ändern sich. Ein 
grundsätzlicher Richtungswechsel hin zu 
einer qualitativen Bestandsentwicklung 
konnte in dieser Studie nicht ausgemacht 
werden.  
 die Steuerungsformen: Überdies werden 
für den Einsatz einzelner Instrumente 
oder lokalspezifischer Instrumentenbün-
del Kontinuitäten sichtbar: Einmal einge-
setzte und erprobte Instrumente werden 
beständig genutzt, eingeübte Vorgehens-
weisen nur vereinzelt geändert. Es gibt 
Anzeichen dahingehend, dass hier das 
Kennen der und das Vertrauen in die bis-
her eingesetzten Abstimmungsgremien 
und Verfahren bedeutend sind. 
 räumliche Schwerpunktsetzungen: Die 
Steuerungsaktivitäten der öffentlichen Ak-
teure sind auf einzelne Teilausschnitte 
räumlich begrenzt. Es zeichnet sich ab, 
dass dieses punktuelle Agieren insbeson-
dere in Nicht-Wachstumsräumen die Ge-
fahr birgt, dass Aktivitätslöcher entstehen: 
Aufgrund der fehlenden Aussicht auf 
Rendite in weniger attraktiven Räumen 
sind hier auch private Akteure weniger tä-
tig. 
Bleibt zu ergänzen, dass in demographisch 
stark und schnell schrumpfenden Städten 
der Stadtumbau inzwischen eine feste Grö-
ße im kommunalen Steuerungsalltag ein-
nimmt. Die Empirie zeigt, dass es hier 
punktuell zu neuen Steuerungsformen und 
Organisationsstrukturen kommt – zu res-
sortübergreifenden Projektgruppen für ein-
zelne Stadtumbaugebiete, Arbeitskreisen zu 
aktuellen Problemfeldern, Abstimmungs-
runden mit beteiligte Akteuren o.ä. Demo-
graphische Aspekte scheinen hier durchaus 
Einfluss zu haben: Je höher der durch de-
mographische Veränderungen bedingte 
Handlungsdruck (Leerstand, Verfall, in ih-
rer Existenz bedrohte Wohnungsunterneh-
men usw.) ist, desto größer sind die Chan-
cen, dass neue Steuerungsformen zu dem 
vorhandenen Spektrum hinzukommen. 
Obwohl diese Neuerungen etablierte Verhal-
tensweisen nicht ersetzen, sondern viel-
mehr ergänzen: Auch wenn öffentliche Ak-
teure in der Siedlungsflächenentwicklung 
punktuell neue Schritte gehen (Organisati-
on einzelner Rückbaumaßnahmen, Initiie-
rung von Aufwertungen und Zwischennut-
zungen im Bestand, Umstrukturierung von 
Infrastrukturangeboten etc.), wird daneben 
an »klassischen« Aufgaben und Zielen der 
Flächenpolitik und etablierten Steuerungs-
mechanismen festgehalten.  
Und selbst im Stadtumbau, der vielerorts als 
Neuerung angesehen wird, verbleiben klas-
sische städtebauliche Ideen als Handlungs-
grundsätze weiter bestehen: z.B. Aufwer-
tung, qualitative städtebauliche Entwicklung 
oder Pflege des baukulturellen Erbes. Man-
cherorts scheint es sich beim Stadtumbau 
weniger um einen Paradigmen- oder Strate-
giewechsel in der Steuerung (wie seitens 
vieler Fachleute eingefordert, vgl. Kap. 1.3.3 
und 3.5 der Dissertation), sondern mehr um 
eine Fortführung der Stadterneuerung zu 
handeln: Punktuelle Aufwertungen und 
einzelne bauliche Maßnahmen sollen hel-
fen, die Attraktivität eines Stadtteils zu stei-
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gern. Wenngleich mancherorts Abrisse in 
größerem Ausmaß hinzukommen. Dem-
entsprechend halten auch Häußermann et 
al. (2008, 216f) in ihren Ausführungen zur 
Stadtpolitik fest: »Damit bewegt sich Pla-
nungspolitik trotz der radikal gewandelten 
Bedingungen der Stadtentwicklung in den 
gewohnten Bahnen einer vorwiegend bau-
lich-physischen Steuerung.« 
Kontinuität und Beständigkeit können nicht 
nur die Vorgehensweise und die Instrumen-
tenauswahl, sondern auch das grundlegende 
Engagement der öffentlichen Akteure be-
treffen: Steuert die Kommune aktiv den 
Prozessverlauf oder überlässt sie diesen Part 
dem Investor? Versucht man selber aktiv 
Hemmnisse des Flächenrecyclings (interes-
sengeleitete Widerstände, ungeklärte Altla-
stenfragen etc.) zu beseitigen oder nimmt 
man diese als gegeben und unüberwindbar 
hin? 
Hier gab es bereits erste Hinweise zu den 
»Wurzeln« der Beständigkeit. Der eher akti-
ve Beitrag oder das mehr passive Abwarten 
der öffentlichen Akteure scheint zum Teil 
an bestehende Routinen und Gewohnheiten 
sowie an lokalspezifische Mentalitäten ge-
koppelt zu sein. Die Rede war auch von ei-
ner bestimmten »Planungskultur«, ohne 
dass dieser Begriff wirklich greifbar wurde 
(siehe unten).  
Darüber hinaus kann eine persistente 
Steuerungspraxis auf eine fehlende Zielkon-
trolle zurückzuführen sein: Die angepeilte 
Zielerreichung oder die tatsächlichen Effek-
te einer Vorgehensweise (z.B. via Bauland-
offensive Einwohner halten und gewinnen) 
werden kaum überprüft. Vielmehr werden – 
der Vermutung folgend, einer adäquaten 
Strategie nachzugehen – die gleichen 
Schritte wieder und wieder ausgeführt. Es 
liegt die Vermutung nahe, dass eine unzu-
reichende Zielüberprüfung eine Säule der 
Beständigkeit im Steuerungsverhalten ist. 
Ggf. bestehen hier Potenziale, durch das Of-
fenlegen von Steuerungsergebnissen Ver-
änderungen in der Steuerung auf den Weg 
zu bringen. Das setzt allerdings voraus, dass 
das Wissen um die (nicht )adäquate Vorge-
hensweise in den entscheidenden (politi-
schen) Instanzen gewollt ist. Hier sei zu 
Bedenken gegeben, dass Nicht-Wissen im 
Sinne eines bewusst wahrgenommenen 
Mangels an Wissen auch an bestimmte In-
teressen geknüpft ist (vgl. Gail 1999). Die-
ser Aspekt ist auch für die folgenden Aus-
führungen bedeutend. 
1.1.3 Demographische Rahmenbedingungen: 
Selektive Wahrnehmungen und Interpretati-
onsvielfalt seitens öffentlicher Akteure 
Der demographische Wandel erfährt eine 
große Aufmerksamkeit in Medien und 
Fachöffentlichkeit, was jedoch nicht 
zwangsläufig bedeutet, dass die steuernden 
Akteure die damit einhergehenden Verän-
derungen auch für ihren Raum wahrneh-
men und anerkennen. Teils scheint es sogar 
leichter zu fallen, die Herausforderungen 
auf einer allgemeinen Ebene mitzudiskutie-
ren, als konkrete Probleme und Aufgaben 
vor Ort zu verfolgen. 
In den Kommunen wird vielfach eine Dis-
krepanz zwischen der Thematisierung de-
mographischer Veränderungen respektive 
den daraus resultierenden konkreten Auf-
gaben und den umsetzungsorientierten 
Steuerungstätigkeiten ersichtlich. Die Rah-
menbedingungen selbst bzw. die Informa-
tionen zur und das Wissen um die Bevölke-
rungsentwicklung sind nicht immer hand-
lungsleitend. Praxisbeispiele zeigen, dass 
die Wahrnehmung selektiv ist und demo-
graphische Rahmenbedingungen unter-
schiedlich interpretiert werden. Nach 
Mayntz/Scharpf (1995, 53) ist davon auszu-
gehen, »dass selbständige Akteure mit un-
terschiedlichen Aufgaben oder Rollenpflich-
ten und unterschiedlichen Interessen auch 
unterschiedliche Ausschnitte der Wirklich-
keit mit unterschiedlicher Aufmerksamkeit 
wahrnehmen.« Die empirischen Befunde 
dieser Arbeit belegen diesen Standpunkt: 
Nicht die Fakten an sich, sondern deren 
subjektive Wahrnehmung und Deutung 
sind ausschlaggebend. Und im Überblick 
über die beteiligten raumwirksamen Akteu-
re wird augenscheinlich, dass verschiedene 
Handlungsorientierungen und (normative) 
Entwicklungspräferenzen aufeinander sto-
ßen, wodurch die Ausbildung eines überin-
dividuellen umfassenden Problembewusst-
seins erschwert wird. Es dominieren einzel-
ne bzw. mit Blick auf die kommunalen Ak-
teure auch sektorale Probleme. 
Dieses Muster kann in den Fällen durch-
brochen werden, in denen ausgewählte 
Themen an »wichtige Personen« geknüpft 
werden. Sprich: Wird die Auseinanderset-
zung mit dem demographischen Wandel als 
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politische Chefsache erklärt, so befördert 
diese Zuordnung ein Stück weit die Berück-
sichtigung des Themas in verschiedenen 
Handlungsfeldern. 
Fernerhin gelten selektive Wahrnehmungen 
und Interpretationen nicht nur für demo-
graphische Situationen, sondern treffen 
auch auf weitere Aspekte wie Fragen der 
Nachnutzung, Berücksichtigung von Folge-
kosten, Nachhaltigkeitsansprüche oder be-
stimmte Steuerungsformen zu: Vielfach 
werden nur die Faktoren wahrgenommen 
und in die Entscheidungen einbezogen, die 
geeignet sind, das gängige Steuerungsver-
halten und die eingeschlagenen Entwick-
lungspfade aufrecht zu halten – z.B. werden 
Kostenaspekte eher bei der Wiedernutzung 
von Flächen oder Umnutzung von Gebäu-
den und weniger bei der Siedlungsexpansi-
on zu bedenken gegeben bzw. berücksich-
tigt. Somit können durch die selektive 
Wahrnehmung wiederum ein Stück weit die 
oben beschriebenen Kontinuitäten im 
Steuerungsverhalten erklärt werden. 
Da die Entscheidungsträger zumeist gut 
über die demographischen Entwicklungen 
vor Ort informiert sind, ist hier vermutlich 
weniger von Wissensdefiziten, als vielmehr 
von Deutungsvariabilitäten auszugehen. 
Meyer/Schulz-Schaeffer (2005, 1) sprechen 
in derartigen Fällen von einer »in-
terpretativen Flexibilität«: Die Bedeutung 
eines Sachverhaltes beruht wiederum auf 
einer begrün-dungsbedürftigen Deutung 
(z.B. hinsichtlich Nützlichkeit, Wahrheit, 
Relevanz). Die eigene Wahrnehmung folgt 
in Teilen dem, was wir sehen wollen, was 
wir glauben, was uns nützt. Entsprechend 
werden Filter wirksam. »Wirklichkeit« 
hängt vom Betrachter ab und folglich kön-
nen verschiedene Deutungsmuster ursäch-
lich dafür sein, dass aus der Wahrnehmung 
und Interpretation ähnlicher Rahmenbe-
dingungen ganz unterschiedliche Konse-
quenzen für die Steuerung der Sied-
lungsflächenentwicklung resultieren.  
Dieser Wahrnehmungs- und Interpretati-
onskontext liefert ggf. auch Hinweise zu der 
Frage, warum die zahlreichen wissenschaft-
lichen Studien, Expertisen, Gutachten und 
Modellvorhaben zu Schrumpfung, Stadt-
umbau, Siedlungsentwicklung und Co. in 
der Breite der Praxis weitgehend unbeachtet 
bleiben. Es ist anzunehmen, dass die Politik 
in der Wissenschaft einen Interessenvertre-
ter bzw. Informanten neben anderen sieht. 
Darüber hinaus gibt es zahlreiche weitere 
Argumente, die für sie relevant sind. Chan-
cen und Möglichkeiten wissenschaftlicher 
Expertise bleiben so unter Umständen un-
genutzt. Wiederum ist auch die Wissen-
schaft selbst gefragt, sich und ihre Befunde 
in ihrer Wirkung über die innerwissen-
schaftlichen Zirkel hinaus nicht zu über-
schätzen: Während Fachleute aus Verwal-
tung, Wissenschaft und Beratung von einer 
Resistenz der politischen Entscheider ge-
genüber Fakten und wissenschaftlichen Be-
funden sprechen, ist dieses Verhalten für 
die politischen Führungskräfte selbst 
durchaus plausibel – weil kompatibel mit 
den eigenen Handlungslogiken. 
1.1.4 Folgerungen zu Zielen, Interessen und 
Orientierungen öffentlicher Akteure 
Zu hinterfragen: Verbindlichkeit und Halb-
wertszeit von Zielen 
Praxisbeispiele geben Anlass nach der Ver-
bindlichkeit der Ziele öffentlicher Akteure 
in der Siedlungsflächenentwicklung zu fra-
gen. Es ist zu unterscheiden zwischen 
 den erklärten Zielen in schriftlich fixierter 
Form und  
 den tatsächlichen Zielen, denen das 
Steuerungsverhalten entspricht. 
Welchen Stellenwert haben konzeptionelle 
Überlegungen, Entwicklungsleitlinien und 
Co. im Steuerungsalltag tatsächlich? Die 
empirischen Befunde lassen erkennen, dass 
sich die öffentlichen Akteure in ihrer Steue-
rung teilweise mehr an den erwünschten 
bzw. erhofften Bevölkerungszahlen und 
weniger an baulich-räumlichen Absichten 
oder Aspekten eines nachhaltigen Umgangs 
mit Grund und Boden – wie sie bspw. den 
lokalen Entwicklungskonzepten oder loka-
len Agenden zu entnehmen sind – orientie-
ren. Die Halbwertszeit einmal verabschiede-
ter Ziele kann im alltäglichen Planungsge-
schäft durchaus variieren. Die Berichte aus 
der Praxis zeigen, dass die einzelnen Fach-
planer diesbezüglich einen transparenten 
und verbindlichen Orientierungsrahmen 
vermissen. Gefragt ist eine grundlegende 
Richtungsbestimmung. 
Für weitere Forschungen zum Steuerungs-
kurs öffentlicher Akteure bedeutet die 
schwache Verbindlichkeit, dass es nicht aus-
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reicht, Unterlagen, Konzepte und Pläne zu 
studieren oder Ratsbeschlüsse zu sichten. 
Diesbezüglich sind immer auch konkrete 
Vorhaben und die Absichten der Entschei-
dungsträger im Steuerungsalltag einzube-
ziehen. 
Gängiges Grundanliegen: Positive Beeinflus-
sung der Einwohnerzahlen 
Vielerorts wird versucht, über die Siedlungs- 
und Flächenpolitik ein Stück weit Bevölke-
rungspolitik zu betreiben. Das Wande-
rungsverhalten wird als eine mögliche Stell-
schraube zur Bevölkerungsentwicklung vor 
Ort betrachtet: Über das Angebot von 
Wohnbauland sollen Abwanderung vermie-
den sowie Zuwanderung gefördert werden – 
teilweise unter Aufgabe anderer kommuna-
ler Ziele und ungeachtet möglicher Folge-
kosten und langfristiger Nutzungsfragen. In 
Konsequenz wird das Wohnbaulandangebot 
an der unterstellten bzw. erhofften Nachfra-
ge ausgerichtet; sie orientiert sich hinsicht-
lich Form, Größe und Lage an den ver-
meintlichen Wohnwünschen möglicher In-
teressenten. Dabei gilt es, mit Blick auf die 
zunehmende regionale Konkurrenz um 
Einwohner, vielen potenziellen Nachfragern 
innerhalb der eigenen Kommune gerecht zu 
werden. Die prognostizierte mittel- und 
langfristige Bevölkerungsabnahme wird in 
diesem Kontext wenig berücksichtigt. Statt 
dessen wird mit dem Ziel maximale Markt-
anteile abzuschöpfen, versucht, viele ver-
schiedene Lagen anzubieten. In Folge gibt 
es in der Steuerungspraxis kein Entweder-
oder, sondern nur Innen- und Außenent-
wicklung. Angesichts dieser Tatsache wer-
den es allgemeine und unverbindliche For-
derungen nach einer stärkeren Innenent-
wicklung der Kommunen weiterhin schwer 
haben. 
Im Wettbewerb um Einwohner und Ar-
beitskräfte wird es zukünftig mehr und 
mehr Verlierer geben, da bedingt durch den 
demographischen Wandel die Grundge-
samtheit der mobilen, wanderungswilligen 
Menschen geringer wird. Eine diesbezüg-
lich anhaltende Verdrängungshaltung bzw. 
Entwicklungsillusion sowie ein trotziges Be-
stehen auf etablierte Steuerungsmuster 
können zu einem kostspieligen Unterfan-
gen werden. 
Ausdifferenzierung der Nachfrage im Blick? 
Empirische Analysen unentbehrlich 
In einigen Kommunen wird im Rahmen ei-
ner angestrebten Nachfrageorientierung das 
Nachfrage- und Wanderungsverhalten der 
(kommunalen bzw. regionalen) Einwohner-
schaft untersucht. Allerdings ist das nicht 
durchgängig der Fall. Wohnwünsche und 
Wanderungsmotive sind weitaus dif-
ferenzierter zu betrachten als dieses in der 
Praxis zum Teil gehandhabt wird. So ist z.B. 
das Bild von der einkommenssicheren 
Kleinfamilie auf der Suche nach dem Ein-
familienhaus im Grünen längst zu relativie-
ren, wie verschiedene Wanderungsmotivun-
tersuchungen belegen (vgl. BMVBS/BBR 
2007; Jeschke 2004). Eine genaue Kenntnis 
dieser Faktoren ist notwendig, wenn Sied-
lungspolitik tatsächlich zielgruppenorien-
tiert gestaltet werden soll. Die Kommunen 
sind gefragt, das Nachfrageverhalten nach 
Wohnungen und Wohnbauland quantitativ 
und qualitativ zu erfassen: Aspekte der 
Standortwahl und räumlichen Mobilität, 
Wohn- und Wohnumfeldpräferenzen sowie  
Bewertungsmaßstäbe usw. Als Anregung 
können hier z.B. die vielfältigen kommuna-
len Tätigkeiten zum Bereich »Wohnen« der 
Stadt Dortmund (siehe 
http://dev.wohnungswesen.-dortmund.de) 
oder die differenzierten Analysen der WfA 
zu den kommunalen wie regionalen Woh-
nungsmärkten Nordrhein-Westfalens 
(http://www.wfa-nrw.de/) dienen.  
Praxisbeispiele zeigen, wie wichtig die Ein-
beziehung kleinräumiger Bevölkerungspro-
gnosen sowie quantitativer und qualitativer 
Nachfrageaspekte für langfristig erfolgrei-
che Stadtentwicklungsprozesse sind. Das 
gilt insbesondere hinsichtlich der »Re-
Urbaniten«: Der auch durch kommunale 
Akteure oftmals beschworene »Trend zu-
rück in die Stadt« ist kein Selbstläufer – er 
bedarf attraktiver Angebote für einzelne 
Nachfragergruppen. Zu diesem Zweck ist 
genau zu sondieren, unter welchen Voraus-
setzungen potenzielle Neubürger in ein in-
nerstädtisches Gebiet ziehen würden. Es 
gilt, sich in der baulich-räumlichen Stadt-
entwicklung den belegten lokalspezifischen 
und nicht den vermuteten Realitäten zu 
widmen. Ggf. können so auch Fehlplanun-
gen wie überdimensionierte Neubaugebiete 
oder aufwändige Sanierungen von Gebäu-
den, die keiner mehr bezieht, vermieden 
werden. 
Geringe Gewichtung von Kosten- und Nutzen-
interessen in der Praxis 
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Ein Richtungswechsel weg von der bauli-
chen Expansion scheint auch mit Blick auf 
die kommunale Finanzmisere erstrebens-
wert. Naheliegend wäre es, wenn die fiskali-
schen Interessen der Kommunen zu einer 
kompakten und dichten Siedlungsentwick-
lung führten. Doch die Tatsache, dass eine 
räumlich dichte Stadt auch eine kostengün-
stige Stadt sein kann (vgl. Kap. 3.2.1 der Dis-
sertation), schlägt sich nicht im Steue-
rungshandeln nieder: Wirtschaftlichen Ko-
sten- und Nutzenaspekten kommt keine 
zentrale Entscheidungsrelevanz zu. Ursa-
chen können sein, dass 
 Informationen zu den fiskalischen Aus-
wirkungen einzelner Vorhaben und der 
gesamtstädtischen Siedlungsentwicklung 
nicht vorliegen; 
 Kosten- und Nutzenaspekte nur ein 
Aspekt unter vielen sind – in einem Mix 
von Interessen und Motiven öffentlicher 
Akteure – und andere handlungsleitende 
Gesichtspunkte fiskalische Argumente re-
lativieren;  
 das Bestreben, einzelne (hier z.B. ökono-
mische) Facetten des Abwägungsprozes-
ses transparent und wirkungsvoll werden 
zu lassen von politischen Entscheidungs-
trägern nicht gewollt ist; 
 sich die (Folge-)Kosten nicht bei den ent-
sprechenden Entscheidungsträgern und 
Verursachern niederschlagen; 
 diese Aspekte im Zusammenspiel einer 
Vielzahl von Akteuren mit unterschiedli-
chen Interessen auf der Strecke bleiben 
(siehe Kap. 1.2). 
Es zeichnet sich weiterhin das Erfordernis 
ab, die fiskalischen Auswirkungen baulich-
räumlicher Entscheidungen transparent zu 
machen und kommunale Akteure für eine 
kostenbewusste Siedlungsflächenentwick-
lung zu sensibilisieren (vgl. www.lean2.de). 
Die Einführung des »Neuen kommunalen 
Finanzmanagements« (NKF) kann diesbe-
züglich ggf. ein Umdenken bewirken, da 
zum einen der Überblick über kommunale 
Vermögen, Schulden etc. verbessert wird, 
zum anderen die Begründungsnotwendig-
keit hinsichtlich des Ressourcenverbrauchs 
ggf. zunehmen wird. 
Die geringe Bedeutung der Kostenaspekte 
verwundert ein wenig, da gleichzeitig quer 
durch die Gemeinden die miserable Finanz-
lage (bei gleichzeitig zunehmenden Aufga-
ben) beklagt wird. Hier wäre wiederum 
einmal zu prüfen, wie die derzeitige inner-
kommunale Mittelverteilung (zwischen und 
innerhalb der Ressorts und Abteilungen) 
aussieht und welche Prioritäten dort gesetzt 
werden. Statt lediglich Einnahmedefizite zu 
beklagen, sollten verstärkt auch Ausgaben-
prioritäten und Verteilungsmuster über-
dacht werden. 
Denken in Wachstumskategorien und Fixie-
rung auf Wachstumssegmente 
Die Wachstumsorientierung öffentlicher 
Akteure ist ungebrochen und bestimmt die 
Bewertungs- und Entscheidungsmaßstäbe 
sowie das Handeln öffentlicher Akteure. Ei-
ne »Stadtentwicklung ohne Wachstum« 
scheint vor allem für viele politische Akteu-
re nicht vorstellbar zu sein und so wird in 
Schrumpfungsräumen eine Problemlösung 
durch Wachstum angestrebt.  
Zukunftsperspektiven und (Stadt-
)Entwicklung werden oft mit Wachstum 
und im Falle der Siedlungsentwicklung mit 
Flächenexpansion und Neubauvorhaben 
gleich gesetzt. Eine Folge daraus kann sein, 
dass bestehende Siedlungsflächenreserven 
auch bei stetig sinkender Nachfrage nicht 
aufgegeben, sondern für ersehnte Wach-
stumszeiten gesichert werden. Mit der 
Hoffnung auf baldiges Wachstum ist oft-
mals auch die Erwartung verbunden, dass 
zukünftig mehr Mittel zur Problemlösung 
zur Verfügung stehen. Eine Konsequenz 
kann sein, baulich-räumliche Aufgaben in 
die Zukunft zu verschieben, statt direkt 
nach alternativen Herangehensweisen zu 
suchen. 
Die Persistenz einer wachstumsorientierten 
Steuerungspraxis scheint u.a. durch kon-
junkturelle Zwischenhochs (hier: Anziehen 
der Konjunktur in 2007) genährt zu wer-
den: Sobald Wachstum absehbar ist (sei es 
in einer einzelnen Wirtschaftssparte oder 
allgemeine Konjunkturaussichten betref-
fend) oder sich negative Entwicklungen et-
was abschwächen, wird oftmals eine »Alles-
wird-gut-Mentalität« sichtbar: Wenn aktuel-
le Anlässe alte Strategien zu begünstigen 
scheinen, bedient man sich dieser und de-
mographische Faktoren treten in den Hin-
tergrund. Einzelne Akteure verharren in 
gewohnten Denkmustern – unabhängig 
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vom Ausmaß der demographischen 
Schrumpfung. 
In Folge der steten Wachstumsausrichtung 
kann auch das Aufgabenverständnis recht 
eindimensional ausfallen: Ein Beispiel dafür 
ist die Fixierung auf den Neubau senioren-
gerechter Wohnobjekte für Angehörige der 
(gehobenen) Mittelschicht. Hier stellt sich 
die Frage, wer sich die entsprechenden 
Wohnformen, Dienstleistungen und Ser-
vices in Schrumpfungsräumen tatsächlich 
leisten kann. Vor allem in ostdeutschen 
Städten wird für die Zukunft mit einem 
drastischen Anstieg der Anzahl finanz-
schwacher Rentner gerechnet. Eine Vielzahl 
weiterer Aufgaben zeichnet sich ab: Heraus-
forderungen, die nicht durch Neubau zu 
bewältigen sind und durch die sich kaum 
neue Marktpotenziale und Wachstumsseg-
mente erschließen lassen. Beispielsweise ist 
absehbar, dass die Nachfrage nach kleinen 
Wohnungen niedrigster Preissegmente 
stark ansteigen wird. Ein Thema, das seitens 
der öffentlichen Akteure derzeit eher wenig 
Aufmerksamkeit erfährt. 
Ähnlich eindimensional sind mancherorts 
die Sichtweisen auf die Prozesse zur Eigen-
tumsbildung gelagert: Es ist im Interesse öf-
fentlicher Akteure, die Eigentumsbildung 
und vor allem den Bau von Eigenheimen 
vor Ort zu steigern. So weit so gut. Doch 
werden dabei teilweise pauschal einzelne 
Wachstumsgrößen zugrunde gelegt – ohne 
zu bedenken, ob vor Ort überhaupt die 
grundlegenden Voraussetzungen erfüllt 
sind, die tatsächlich zu mehr Wohnflächen-
konsum führen: Einkommen und Kaufkraft, 
Erschwinglichkeit von Eigentum, Arbeits-
platzsicherheit etc. (vgl. auch Jochimsen 
2007). Hierzu bedarf es genauer Untersu-
chungen der lokalen Situation. 
Dieses Beispiel veranschaulicht, dass Zu-
sammenhänge auf gesamtstädtischer Ebene 
aus dem Blick geraten können. Jedoch ist zu 
ergänzen, dass in den Stadtumbaugebieten 
der stark schrumpfenden Städte demogra-
phische und baulich-räumliche Aspekte 
durchaus im Zusammenhang betrachtet 
werden. So gibt es bspw. räumliche Schwer-
punktsetzungen der kommunalen 
Steuerungsaktivitäten, die anhand viel-
schichtiger Kriterien ausgerichtet werden: 
dem Ausmaß des Leerstandes, dem Gebäu-
dezustand, der quantitativen Bevölkerungs-
entwicklung, der Altersstruktur, der funk-
tionalen Bedeutung eines Raumausschnitts 
usw. Dies scheint ein Schritt in Richtung 
der in der Fachwelt formulierten aktuellen 
Handlungsanforderungen (vgl. Kap. 1.3 der 
Dissertation) zu sein, auch wenn er in der 
Umsetzung bislang nur punktuell gegangen 
wird. 
1.2 Öffentliche Akteure und ihre 
Schnittstellen zur Außenwelt: 
Zusammenspiel von Akteuren, politischen 
Ebenen und lokalspezifischen Umständen 
Der demographische Wandel mit seinen lo-
kalspezifischen Facetten bietet wichtige Er-
klärungsmomente für räumliche Entwick-
lungen wie die Zunahme von Leerständen, 
dem Verfall von Gebäuden, Entdichtungen 
o.ä. Doch kommt es nicht nur auf die Rah-
menbedingungen selbst, sondern auch auf 
den Umgang mit diesen an. Dementspre-
chend sind die raumwirksamen Akteure 
und ihr Zusammenspiel in den Blick zu 
nehmen.  
1.2.1 Raumwirksame Akteure: Differenzie-
rungsbedarf 
Die Entwicklung von Siedlungsflächen ist 
als sozialer Prozess zu verstehen, der an be-
stimmte Machtressourcen bzw. -
verhältnisse der Akteure bzw. Akteursgrup-
pen gekoppelt ist. Um die Inter-
dependenzen und Interaktionen adäquat er-
fassen zu können, sind die Akteure diffe-
renziert zu betrachten: Wer wirkt wie, mit 
welchen Interessen und Mitteln an Pla-
nungs- und Entscheidungsprozessen mit? 
Sollen auf diese Frage differenzierte Ant-
worten folgen, kann weder a) von den öf-
fentlichen noch b) von den privaten Akteu-
ren gesprochen werden. 
Zu a) öffentliche Akteure: Den empirischen 
Befunden zufolge ist nicht davon auszuge-
hen, dass es die Kommune gibt, deren Ein-
heiten uneingeschränkt an einem Strang 
ziehen: 
1. Es bestehen Diskrepanzen zwischen ad-
ministrativen und politischen Akteuren: Die 
Politik scheint sich teilweise stark an Wäh-
ler- und privatwirtschaftlichen Einzelinter-
essen und im Gegensatz zur Verwaltung 
weniger an Fach- und Sachargumenten und 
realen (hier: demographischen) Entwick-
lungen zu orientieren.  
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2. Es gibt Zielkonflikte zwischen einzelnen 
Ressorts, also den verschiedenen raumwirk-
samen Einheiten wie Liegenschaften, 
Kämmerei, Planung, Wirtschaftsförderung 
etc. Das kann dazu führen, dass Vorhaben 
verfolgt werden, die nicht im Einklang mit-
einander stehen oder die den Anliegen ein-
zelner Ressorts zuwiderlaufen. 
3. Zu der Rolle der Kommune als hoheitli-
che Steuerinstanz kommt ihre Rolle als 
Marktteilnehmerin hinzu, die wiederum 
mit verschiedenen Einrichtungen (z.B. ei-
genen Gesellschaften und Betrieben) und in 
unterschiedlichen Rollen agiert.  
Die gegenseitigen Einflussnahmen und 
Rückkopplungen zwischen den kommuna-
len Instanzen prägen den Umgang mit 
Siedlungsflächen unter Schrumpfungsbe-
dingungen. Dabei ist es u.a. erheblich, dass 
die Akteure verschiedene Nutzungs- und 
Verwertungsinteressen an Grund und Bo-
den haben: 
 Diese können zu verschiedenen Hand-
lungslogiken und Steuerungsweisen füh-
ren. Bei einer steigenden Anzahl an 
kommunalen Akteuren (z.B. viele Eigen-
betriebe und -gesellschaften) wird es um-
so schwieriger, sich auf gemeinsame Ziele 
zu verständigen und an einem Strang zu 
ziehen – v.a. dann, wenn es keine ent-
sprechenden Abstimmungsgremien oder 
-modalitäten gibt. 
 Diese können in den Entscheidungspro-
zessen unterschiedlich gewichtet werden. 
Baulich-räumliche Ziele werden anderen 
Interessen vielfach nachgeordnet. Aller-
dings kann die Instrumentalisierung der 
Bodenpolitik für wirtschafts-, arbeits-
marktpolitische oder haushälterische 
Zwecke in einer ineffizienten Bauland-
entwicklung resultieren. Ebenso die Tat-
sache, dass Flächenpolitik teilweise als 
Erhaltungspolitik für Infrastrukturen fun-
giert: Bspw. wird in Kommunen, die erst 
zukünftig stärker schrumpfen, versucht, 
vorhandene Infrastrukturen in peripheren 
Lagen durch weitere Wohngebietsauswei-
sungen möglichst lange am Leben zu hal-
ten. Indes werden durch diese struktur-
konservierende Haltung ggf. Chancen ei-
ner frühzeitigen Reorganisation (z.B. 
temporär-mobile Ansätze, Erhöhung der 
Erreichbarkeit, Umbau, Verkleinerungen 
etc., siehe auch BMVBS/BBR 2006, 81-
85) versäumt.  
Zu b) private Akteure: Die Entwicklung von 
Siedlungsflächen ist nicht nur als Ausdruck 
politisch-planerischer Steuerung, sondern 
als Resultat der Präferenzen vieler Akteure 
anzusehen. Demzufolge ist es auch für die 
Steuerungstätigkeiten und das strategische 
Vorgehen öffentlicher Vertreter unerläss-
lich, die relevanten Personen, ihre Interes-
sen und Vorgehensweisen zu kennen. Es ist 
genau zu unterscheiden, welcher Einfluss 
jeweils von den Eigentümern, Investoren, 
Geldgebern, Nachfragern, Nutzern, Interes-
senverbänden, Lobbyisten usw. ausgeht – in 
Abhängigkeit von ihren Interessen, Res-
sourcen oder Verbindungen zu anderen Ak-
teuren. Diese Diversität impliziert für öf-
fentliche Akteure die Notwendigkeit, in ih-
rem Steuerungsverhalten flexibel zu sein. 
Ganz deutlich zeigt sich das bspw. im 
Stadtumbau: In Abhängigkeit von den Mög-
lichkeiten der Zusammenarbeit mit den Ei-
gentümern sind mal informelle (z.B. Ver-
einbarungen), mal formelle (z.B. Siche-
rungssatzung) Vorgehensweisen gefragt. 
Die Akteurskonstellationen sehen von Ort 
zu Ort verschieden aus, auch wenn sich ei-
nige Übereinstimmungen abzeichnen: 
 Grundstücks- sowie Immobilienbesitzer/-
eigentümer nehmen unbestritten eine 
zentrale Rolle für die Siedlungsentwick-
lung ein. Ist die Kommune selber im Be-
sitz von (größeren) Flächen, kann sie da-
durch ggf. den Einfluss »von außen« mi-
nimieren. 
 Für den weiteren Umgang mit dem Be-
stand sind sowohl größere Wohnungsun-
ternehmen (z.B. mit einem großen Be-
stand in Großwohnsiedlungen) als auch 
eine Vielzahl an Kleineigentümern (z.B. 
im Altbaubestand) wesentlich. Diese ver-
folgen allerdings je nach individueller Si-
tuation ganz unterschiedliche Interessen 
(abreißen, (teil-)modernisieren, zumau-
ern, nichts tun, expandieren, umnutzen 
usw.), so dass auch hier nicht von einer 
homogenen Akteursgruppe die Rede sein 
kann. Am Ehesten können öffentliche Ak-
teure auf die Aktivitäten kommunaler 
Wohnungsunternehmen Einfluss neh-
men (über den Aufsichtrat), obschon auch 
diese Betriebe eigenständig und betriebs-
wirtschaftlich orientiert agieren. Mit dem 
Verkauf städtischer Wohnungsunterneh-
men geht für die Kommune ein wichtiger 
Partner in der baulich-räumlichen Ent-
wicklung verloren. 
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 Bürgerinnen und Bürger beeinflussen 
weniger offensichtlich, sondern mehr in-
direkt in ihrer Rolle als (kommunalpoliti-
scher) Wähler und Nachfrager von Wohn-
raum bzw. Baugrund die Entwicklung von 
Siedlungsflächen. Die Kommunalpolitik 
ist bemüht, den (vermuteten) Präferenzen 
gerecht zu werden, so dass der indirekte 
Einfluss durchaus erheblich ausfallen 
kann. 
Die für die Siedlungsflächenentwicklung re-
levanten Akteure handeln nicht als Einheit. 
Die einzelnen Akteure treffen jeweils für 
sich – ihrer eigenen Logik entsprechend – 
naheliegende Entscheidungen. In der Ver-
knüpfung aller Entscheidungen ergibt sich 
jedoch eine Gesamtwirkung, die für die 
Siedlungsflächenentwicklung des betroffe-
nen Raumes ggf. von Nachteil ist (z.B. ho-
her Flächenverbrauch oder Leerstand). Es 
entsteht ein komplexes Reaktionsgefüge 
ohne zentrale Steuerungseinheit. Dieses 
Zusammenwirken gezielt zu verändern 
(z.B. in Richtung 30-ha-Ziel) scheint 
schwierig: Wird Siedlungsflächenentwick-
lung durch eine Governance-Perspektive be-
trachtet, so ist es naheliegend, dass Überle-
gungen zu einer optimalen baulich-
räumlichen Gestaltung in der Kommune 
dann ins Leere laufen, wenn es sich um va-
ge normative Vorstellungen oder allgemein 
formulierte Handlungsempfehlungen oder 
Leitbilder handeln, die weder die relevanten 
Akteure noch deren Interaktionen berück-
sichtigen. Für die Praxis bedeutet das, dass 
(Siedlungs-)Strategien von vornherein ge-
meinsam mit den relevanten Akteuren zu 
entwickeln sind. 
Und mit Blick über den kommunalen Tel-
lerrand hinaus kann ebenso – und das ist 
keine neue Erkenntnis, eher eine erneute 
Bestätigung – der ungebrochene Wettbe-
werb um Einwohner lediglich im Rahmen 
interkommunaler und regionaler Abstim-
mungen zwischen den Kommunen durch-
brochen werden, z.B. durch verbindliche 
Absprachen oder ein integriertes regionales 
Flächemanagement. Allerdings lassen die 
vorliegenden Befunde nicht erkennen, dass 
diese Denk- und Vorgehensweise bereits 
Konjunktur erfährt. Positiv ausgedrückt: Es 
bestehen für die Zukunft noch Potenziale, 
interkommunale Arbeitsformen auszubau-
en. 
1.2.2 Öffentliche Akteure im Zusammenspiel 
mit anderen: Eigene Ziele im Blick – Interak-
tionen (mit-)gestalten 
Wenn derart viele Interessen in der Sied-
lungsentwicklung aufeinander treffen und 
diese mal direkt, mal indirekt prägen, bleibt 
zu fragen, welche Optionen den öffentli-
chen Akteuren bleiben, eigene Ziele zu ver-
folgen und umzusetzen. Erst einmal ist 
festzuhalten, dass die öffentlichen Akteure 
ihre eigenen Steuerungsmöglichkeiten recht 
verschiedenen wahrnehmen: 
 Einzelne öffentliche Akteure schätzen ihre 
Steuerungsmöglichkeiten als recht hoch 
ein – maßgebend seien die kommunale 
Planungshoheit und die Möglichkeiten 
zur Rechtsprechung, die allein der Kom-
mune vorbehalten sind. 
 Andere gehen indessen von geringen öf-
fentlichen Gestaltungsspielräumen aus. 
Sie sehen bei den privaten Akteuren die 
größten Einflussmöglichkeiten – v.a. bei 
den Eigentümern und Investoren. 
 Eine dritte Sichtweise relativiert die 
grundsätzlichen Reichweiten hoheitlicher 
und privater Einflussnahmen: Die Ent-
wicklung von Siedlungsflächen würde 
vielmehr durch Aushandlungsprozesse 
und Kompromisse unter den Beteiligten 
geprägt. Und hier sind vor allem Verhand-
lungsgeschick sowie der Wille und die 
Fähigkeit zum strategischen Agieren sei-
tens der öffentlichen Akteure entschei-
dend. 
Grundsätzlich haben die öffentlichen Ak-
teure die Möglichkeit, selber aktiv zu wer-
den oder auf die Initiativen von anderen zu 
reagieren. Die Tendenz öffentlicher Akteure 
vermehrt zu agieren oder zu reagieren, 
hängt dabei nicht allein von äußeren Impul-
sen wie Investitionsabsichten bzw. dem 
Ausbleiben von Anfragen ab, sondern von 
dem Zusammenspiel verschiedener Fakto-
ren – u.a. den lokalen Mentalitäten, der Pla-
nungskultur oder den Charakteristika ein-
zelner Akteure. An diese Gegebenheiten 
können bestimmte Eigenschaften gekoppelt 
sein, wie ein hoher Aktivitätsgrad, eine aus-
geprägte Verfahrenskreativität oder eine 
selbstbewusste Eigenvermarktung öffentli-
cher Akteure. 
Praxisbeispiele zeigen, dass für die Berück-
sichtigung der eigenen kommunalen Ziele 
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der eher aktive oder reaktive Umgang mit 
Planungsaufgaben seitens der öffentlichen 
Akteure nicht erheblich ist. Vielmehr ist 
entscheidend, dass sich die Akteure aus 
kommunaler Verwaltung und Politik 
grundsätzlich auf Ziele verständigen und 
diese in Aushandlungsprozessen unterein-
ander sowie mit Dritten konsequent und 
zielbewusst verfolgen. Hier wurden in der 
Praxis Defizite offenkundig: Fehlen eigene 
Ziele für die Siedlungsflächenentwicklung, 
so kann es auch kaum zu einer strategi-
schen Ausrichtung des kommunalen Steue-
rungshandelns kommen. Indes zeigen ein-
zelne Beispiele, dass – gibt es eine abge-
stimmte strategische Orientierung, einen 
gemeinsamen »roten Faden« – viele an-
strengende Diskussionen zu Einzelfällen 
überflüssig werden. 
Standhaft eigene baulich-räumliche Ziele zu 
verfolgen, impliziert weitere Notwendigkei-
ten im Steuerungshandeln: Z.B. Grenzen 
setzen – selbst wenn es nach außen teilwei-
se nur schwer zu vermitteln ist, dass dieses 
auch ein Teil des öffentlichen Steuerungs-
beitrages ist. Zudem sind Mut und Risiko-
bereitschaft gefragt. Das kann heißen: 
»Nicht nehmen was kommt«, sondern ggf. 
eine Fläche auch einmal liegen lassen und 
auf einen anderen, »besseren« Investor war-
ten. Das fällt sicher nicht immer leicht, gilt 
es aber auszuhalten. 
Darüber hinaus scheint es für die öffentli-
chen Akteure – nicht zuletzt wegen der Mit-
telknappheit – immer wichtiger zu werden, 
die Absichten anderer Akteure für eigene 
Zwecke (mit )zunutzen. So war aus einer 
Verwaltung zu hören: »Die Stadt lebt, ver-
ändert sich ständig. Da darf man sich nicht 
gegen wehren, das muss man akzeptieren 
und versuchen, in seine eigenen Strategien 
aufzunehmen.« Voraussetzung einmal 
mehr: Es existieren eigene Ziele, eigene 
Strategien. Ferner gilt es, als öffentlicher 
Akteur gut vorbereitet zu sein: Verschiedene 
Beispiele zeigen, dass es sich lohnt, mögli-
che lokale Entwicklungen bereits »im Vor-
aus« zu denken, um im richtigen Moment 
agieren bzw. reagieren zu können. Das 
kann bspw. bedeuten, Impulse von außen 
zu kanalisieren, mit eigenen Inhalten anzu-
reichern oder auch umzulenken oder aus-
zubremsen. 
Dennoch scheinen die Chancen öffentlicher 
Akteure, Private zur Zusammenarbeit zu 
gewinnen, aufgrund der schwierigen Rah-
menbedingungen (geringe Renditemöglich-
keiten, weniger Nachfrage, geringere Kauf-
kraft usw.) in demographisch und wirt-
schaftlich schrumpfenden Räumen schlech-
ter zu sein als in Wachstumsräumen. Gera-
de unter diesen Umständen ist eine Rah-
men gebende Instanz wichtig, die relevante 
Akteure identifiziert und aktiviert, die ver-
sucht, verschiedene Akteure und deren Ak-
tivitäten zu verbinden und gemeinsame Ak-
tionen zu initiieren. Diese Vernetzungen 
können mehr als punktuelle Zufallsproduk-
te sein, wenn dem Zufall hier auf die 
Sprünge geholfen wird: Es ist gezielt zu prü-
fen, inwiefern sich verschiedene Hand-
lungsziele miteinander verbinden lassen. 
Diese Schnittstellengestaltung wahrzuneh-
men und gute Rahmenbedingungen für 
Kooperationen zu schaffen, bietet öffentli-
chen Akteuren ggf. indirekte Steuerungs-
möglichkeiten. Das setzt allerdings voraus, 
diese zeit- und arbeitsintensive Aktivität mit 
entsprechenden Ressourcen auszustatten 
und eine entsprechende Prioritätensetzung 
in der internen Mittelvergabe vorzunehmen. 
Ebenso ist für eine adäquate Qualifikation 
der Mitarbeiter Sorge zu tragen: Aushand-
lung, Verhandlungsführung und Koordina-
tion benötigen andere Kompetenzen als B-
Pläne zu erstellen. 
1.2.3 Politische Leitideen und fiskalische An-
reize auf Bundes- und Landesebenen 
Auch wenn der Einfluss übergeordneter po-
litischer Ebenen (EU, Bund, Länder) auf die 
kommunale Siedlungsflächenentwicklung 
in dieser Untersuchung nur am Rande mit-
betrachtet wurde, so lassen sich dennoch 
einige Schlüsse ziehen:  
a) Bedeutung bundespolitischer Leitideen und 
Zielvorgaben für die kommunale Praxi 
Für die Untersuchung der kommunalen 
Siedlungsflächenentwicklung war beson-
ders das »30-ha-Ziel« der Bundesregierung 
relevant. Die empirischen Befunde zeigen, 
dass auf kommunaler Ebene zumeist von 
einer grundlegenden quantitativen Begren-
zung des Wohnbaugrundes abgesehen wird. 
Welche Erklärungen gibt es für diese Sicht- 
und Handlungsweise? 
 Das Flächensparziel konfligiert mit den 
wachstumsorientierten Interessen kom-
munaler Entscheidungsträger.  
14|23  Marion Klemme: Siedlungsflächenentwicklung in Städten ohne Wachstum: Wie geht es weiter? 
 Die 30-ha-Vorgaben des Bundes knüpfen 
nicht an den Realitäten auf kommunaler 
Ebene an; die Lebenswelten und Hand-
lungslogiken der kommunalen Akteure 
werden bei dieser parametrischen Zielset-
zung außer Acht gelassen. Für die kom-
munalen Akteure sind jedoch in erster Li-
nie die eigenen Anliegen (siehe oben) 
maßgeblich für das Steuerungshandeln. 
Und nur soweit es der durch eigene Inter-
essen und Ziele vorgegebene Rahmen zu-
lässt, wird letztendlich sparsam mit 
Grund und Boden umgegangen. 
 Die bundespolitischen Leitziele sind un-
scharf, z.B. hinsichtlich der konkreten 
Zuständigkeiten und Realisierungsmög-
lichkeiten. Die Vorgaben und Empfehlun-
gen bleiben unverbindlich und werden 
zudem nicht zielgruppenspezifisch for-
muliert und adressiert. Die qualitativen 
Aspekte und Zugewinne (Attraktivität, 
Lebensqualität) werden kaum hervorge-
hoben.1 Erschwerend kommt hinzu, dass 
eine eindeutige personelle Verantwort-
lichkeit für den sparsamen Umgang mit 
Boden auf den politischen Ebenen von 
Kommune und Region fehlt. Eine Ver-
antwortungslücke tut sich auf. Dement-
sprechend schwierig ist es für übergeord-
nete Ebenen, eine Zielgruppenaffinität 
herzustellen. 
 Auf kommunaler Ebene fehlen Anreize, 
bundespolitische Leitziele in der kommu-
nalen Planung aufzunehmen und umzu-
setzen. Solange es sich nicht in irgendei-
ner Form lohnt – sprich für öffentliche 
Akteure lukrativ wird, Flächen zu erhalten 
– scheinen diese Leitziele weitgehend un-
beachtet zu bleiben. Entsprechende fiska-
lische Anreize und Sanktionen werden in 
der Fachdebatte seit langem diskutiert, 
harren jedoch der Realisierung. Als da 
wären zu nennen: Grundsteuerbefreiung 
des kommunalen Zwischenerwerbs von 
Brachen; Ausrichtung von Städtebau-, 
Wirtschafts- und Regionalförderung sowie 
der Gemeindeverkehrsfinanzierung und 
der Bundesverkehrswegeplanung an ver-
bindlichen flächensparenden Vorgaben; 
Abgaben auf nichtintegrierte Neuer-
schließungsmaßnahmen, Begründungs- 
                                                
1 Der »Rat für Nachhaltige Entwicklung« der Bundes-
regierung hat eine Studie in Auftrag gegeben, mit dem 
Ziel, Erfolgsfaktoren zur Reduzierung des Flächenver-
brauchs zu erkennen: Basierend auf einer Evaluierung 
des 30-ha-Ziels wurden 2007 erste Ideen zur Konkreti-
sierung und Schärfung der Leitziele benannt (Rat für 
Nachhaltige Entwicklung 2007). 
und Rückbauverpflichtung für Bauen im 
Außenbereich, verpflichtendes kommuna-
les Flächenhaushaltsmanagement usw. 
(ausführlich siehe Bachmann 2005, 2; 
Jörissen/Coenen 2007). 
b) Einfluss von Bundes- und Landesförderun-
gen auf kommunale Steuerung 
Wie in Kap. 1.3.1 und 3.3.1 der Dissertation 
ausgeführt wurde, gibt es zahlreiche För-
derprogramme und Maßnahmen von Bund 
und Ländern, die darauf abzielen, den spar-
samen Umgang mit Grund und Boden so-
wie eine Stadtentwicklung unter veränder-
ten Rahmenbedingungen voranzutreiben. 
Diese übergeordneten (nationalen, suprana-
tionalen) Ressourcenzuweisungen bestim-
men maßgeblich die Handlungsfähigkeit 
der Akteure auf kommunaler Ebene mit. 
Die Abhängigkeit von Fördertöpfen scheint 
vielerorts zuzunehmen, so dass sich kom-
munale Akteure durchaus an den Pro-
grammvorgaben von Landes- und Bundes-
ebene orientieren. Allerdings scheint es sich 
hierbei mehr um punktuelle bzw. oberfläch-
liche Anpassungen und weniger um einen 
tatsächlichen Richtungswechsel zu handeln. 
Es ist weiterhin von »policy follows ressour-
ces« (vgl. Selle 2005, 291) auszugehen, da in 
erster Linie die Mobilisierung öffentlicher 
Gelder und weniger die inhaltliche Neue-
rung im Mittelpunkt des Handelns steht. 
Sprich: Schrumpfung oder Flächen sparen 
wird dort ein Thema, wo es entsprechende 
Mittel dafür gibt. In Folge dieser nur punk-
tuellen Ausrichtung auf benannte Ziele 
kann es vor Ort zu einer Gleichzeitigkeit 
von Maßnahmen kommen, die in ihren Zie-
len widersprüchlich sind (Steuerungsalltag 
vs. Förderprojekte). Hier wäre wünschens-
wert, dass die Fördermittelvergabe eine Ab-
stimmung der kommunalen Steuerungsak-
tivitäten in der Breite mitberücksichtigt und 
zudem selbst stärker integrativ ausgerichtet 
wird. 
c) Verschärfung des interkommunalen Wettbe-
werbs durch einwohnerabhängige Finanz-
zuweisungen 
Das Wachstumsbestreben der kommunalen 
Akteure ist u.a. auch in den fiskalischen 
Rahmenbedingungen institutionalisiert: So-
lange die Höhe einzelner Finanzzuweisun-
gen an die Kommunen von deren Einwoh-
nerzahl abhängt, wird der interkommunale 
Wettbewerb um Bewohner anhalten (vgl. 
Kap. 1.2). Hier scheint es einen dringenden 
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Bedarf zu geben, alternative Verteilungs-
modelle zu entwickeln und umzusetzen. 
Ideen dazu sind bereits vorhanden, wie 
bspw. Überlegungen zu einem aufgabenori-
entierten Finanzausgleich zeigen (vgl. 
Schönbäck et al. 2002): Der finanzielle 
Transfer würde entsprechend klar definier-
ter Aufgaben (inkl. Quantität und Qualität 
der Aufgabenerfüllung, anschließender 
Kontrolle etc.) sowie in Orientierung an der 
Leistungsfähigkeit der Kommune abgewic-
kelt. An diese Verfahrensweise könnten An-
reize zur Erfüllung baulich-räumlicher An-
forderungen (Bestandsorientierung, Flä-
chenrecycling etc.) geknüpft werden. Zu-
dem könnte die Versorgungsfunktion einer 
(Kern-)Stadt stärker Berücksichtigung fin-
den. Auch wenn es diffizil und kompliziert 
ist, die finanziellen Bedarfe und Zuweisun-
gen dementsprechend zu bestimmen und 
abzuwickeln, so liegen erste Konzepte dazu 
bereits vor (vgl. Junkernheinrich 2006, 88f). 
1.2.4 Lokalspezifische Faktoren: Von der To-
pographie des Raumes bis zur Beschaffen-
heit der Mentalitäten 
Neben den übergeordneten Rahmenbedin-
gungen wie wirtschaftliche oder demogra-
phische Umstände prägen lokalspezifische 
Faktoren die Entwicklung von Siedlungsflä-
chen. Ein ausschlaggebender Faktor für den 
Umgang mit Grund und Boden ist die loka-
le Siedlungsflächenverfügbarkeit: Entschei-
dend sind der Umfang der Erweiterungsflä-
chen, deren Erschließbarkeit (abhängig von 
naturräumlichen oder topographischen Ein-
schränkungen, Auflagen des Hochwasser- 
und des Naturschutzes usw.) und die Ver-
marktungschancen. Für die Praxis ist aus-
zumachen: 
 Sind die Flächenpotenziale gering, 
kommt es eher zu einem nachhaltigeren 
Umgang mit Boden (z.B. verstärkte Prü-
fung von Um- und Wiedernutzungsmög-
lichkeiten, Nachverdichtung). Und umge-
kehrt: 
 Ein hoher Bestand an (noch) ungenutzten 
Siedlungsflächen führt dazu, dass relativ 
großzügig mit der Ressource umgegan-
gen wird. Ein entsprechender Problem-
druck liegt für die Entscheidungs-träger 
dann nicht vor und allgemeine Nachhal-
tigkeitsanforderungen wie das 30-ha-Ziel 
scheinen nur in geringem Maße hand-
lungsrelevant zu sein.  
 
In den Prozessen zur Siedlungsentwicklung 
schlagen sich neben objektiven Standortfak-
toren (Lage, Umfeld, Erschließung etc.) und 
harten Sachargumenten (Eigentumsver-
hältnisse, Konformität mit Regeln, Ver-
marktbarkeit usw.) zahlreiche weiche Fakto-
ren nieder. So können der Einfluss der Öf-
fentlichkeit, der Leumund bzw. der Ruf der 
Beteiligten, die Verbundenheit und Zugehö-
rigkeit zu einem bestimmten Ort, das 
Image oder ortseigene Tabuzonen aus-
schlaggebend sein, einen Standort zu ent-
wickeln oder eben nicht. Oftmals ist auch 
der nur vermutete Nutzen einer Planung 
seitens der öffentlichen Entscheidungsträ-
ger bestimmend. Den (teils auch nur ange-
nommenen) Kenntnissen der Verhältnisse 
vor Ort sowie dem eigenen Erfahrungs-
schatz wird dabei eine große Bedeutung 
beigemessen. Offenkundig wird eine Viel-
zahl an nur schwer erfassbaren lokalspezifi-
schen Faktoren. Dazu zählt auch der Ein-
fluss lokaler bzw. regionaler Mentalitäten: 
 Sie prägen zum einen die Nachfrageseite 
– so wird bspw. in ländlichen Regionen 
und kleineren Gemeinden das freistehen-
de Einfamilienhaus als nahezu einzige 
vermarktbare Wohnform angesehen. Zu-
dem gibt es Städte oder einzelne Ortsteile, 
in denen die Bevölkerung aufgeschlossen 
oder eben weniger aufgeschlossen ist. Ei-
ne Tatsache, die nicht nur für den Woh-
nungsmarkt, sondern ebenso für Pla-
nungsverfahren und -abläufe bedeutend 
ist. 
 Zum anderen beeinflussen die jeweiligen 
Mentalitäten den Umgang mit Steue-
rungsaufgaben seitens der öffentlichen 
Akteure: die Gestaltung von Prozessen, 
die gewählten Kommunikationsformen, 
die Außendarstellung etc.  
Abbildung 3: »Schule fällt 
aus...« (Aachener 
Nachrichten, 20.10.2004) 
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Hier lässt sich einmal mehr mutmaßen, 
dass es sich ggf. auch um eine spezifische 
Planungskultur handeln kann. Es entsteht 
der Eindruck, dass Bedeutung und Einfluss 
einer bestimmten Planungskultur für ver-
schiedene Facetten des öffentlichen Steue-
rungsbeitrages mit relevant sind: für das 
Aufgabenverständnis, die eher aktive oder 
passive Haltung öffentlicher Akteure, die 
Auswahl von Instrumenten oder lokalspezi-
fische Routinen (siehe oben: »Beständigkeit 
gängiger Steuerungsweisen«). Doch der Be-
griff bleibt unscharf, eine allgemeingültige 
Definition liegt nicht vor (vgl. auch Albers 
1993).  
In diesem Zusammenhang ist auch auf den 
Einfluss der lokalen Planungshistorie zu 
verweisen. Bspw. lässt sich in manch einer 
ostdeutschen Kommune ausmachen, dass 
öffentliche Steuerung vor dem geschichtli-
chen Hintergrund der DDR-Zeit grundsätz-
lich abgelehnt wird. Teilweise ist die Rede 
von einer »Planungsaversion«, bei der die 
positiven Möglichkeiten einer abgestimm-
ten räumlichen Entwicklung aus dem Blick-
feld geraten. Diese Umstände erschweren 
das Vorgehen öffentlicher Akteure – und 
seien sie noch so sehr auf Vermittlung und 
Konsensfindung ausgerichtet. Will man 
Planungspraxis verstehen, kommt man 
nicht umhin, die kulturbedingten Einfluss-
größen und historischen Entwicklungen vor 
Ort in die Betrachtung mit einzubeziehen. 
Dieses war in dieser Untersuchung leider 
nicht möglich, wäre jedoch ein Erfordernis 
für weitere empirische Studien dieser Art. 
2 Ausgangspunkte für weitere Forschungen 
Während sich die bisherigen Ausführungen 
vor allem mit den Steuerungsgeschehnissen 
vor Ort befasst haben, soll daran anknüp-
fend der sich abzeichnende Forschungsbe-
darf umrissen werden. Es zeichnen sich be-
sonders trans- und interdisziplinär zu bear-
beitende Fragen ab. 
1. Empirische Forschung zur Steuerungs-
praxis: Umfassende und multivariate Sam-
ples gefragt  
Empirische Untersuchungen zum Steue-
rungsverhalten öffentlicher Akteure, die 
sich der Flächenbereitstellung und -
entwicklung widmen, sind selten; sie kon-
zentrieren sich zumeist auf Teilaspekte des 
Steuerungsverhaltens und/oder beziehen 
sich auf eine eher schmale empirische Ba-
sis.  
 Die Ausdifferenzierung in der kommuna-
len räumlichen Planungspraxis (z.B. lo-
kalspezifische Instrumenten-Mixe) offen-
bart einen Bedarf an empirischen Studien 
mit umfassenden Samples. Es ist davon 
auszugehen, dass sich Aussagen zur 
kommunalen Planungspraxis in Deutsch-
land nur aus einer größeren Menge an 
Einzelbetrachtungen ziehen lassen. 
 Will man das Steuerungsverhalten öffent-
licher Akteure vor Ort verstehen, so ist es 
angesichts der Vielschichtigkeit und der 
Komplexität der Planungspraxis nicht 
ausreichend, das Augenmerk auf einzelne 
Phänomene (z.B. ausschließlich demo-
graphische Entwicklungen) und den je-
weiligen kommunalen Umgang mit die-
sen zu richten: Umfassende, multivariate 
Betrachtungen sind unerlässlich, wenn 
vermieden werden soll, dass Einzelaspekte 
überbewertet werden. 
2. Die Wurzeln der Beständigkeit identifi-
zieren und: Neues nicht ohne Altes 
Wesentliche Merkmale des Steuerungsver-
haltens weisen eine hohe Beständigkeit auf 
– auch unter veränderten demographischen 
Rahmenbedingungen. Erste Erklärungen 
für die Ursachen dieser Beständigkeiten 
wurden benannt; darüber hinaus sind ge-
fragt: 
 tiefer gehende Erklärungen, z.B. struktu-
reller, sozialer, psychologischer o.a. Art. 
Das betrifft auch die Frage, auf welchen 
Mechanismen die Persistenz der Wach-
stumsorientierung der Akteure beruht. 
Welche Bedeutung nehmen hier z.B. die 
Organisations- und Arbeitsstrukturen der 
administrativ oder politisch handelnden 
Akteure ein? 
 Es schließt sich die Frage an: Wie werden 
trotz der Beständigkeiten Neuerungen 
möglich, die sich nicht nur in Einzelfäl-
len, sondern in der Breite der 
Steuerungstätigkeiten niederschlagen? 
Wie und auf welcher Ebene (z.B. 
strukturell, individuell, politisch, sozial) 
können die Persistenzen ggf. ein Stück 
weit überwunden werden? Zum Beispiel: 
Wie können gelungene Einzelbeispiele 
weitergehende Impulse – bspw. 
strukturelle Rückkopplungen – entfalten? 
Unter welchen Bedingungen nehmen 
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nehmen Akteure ggf. von einer Wach-
stumsorientierung Abstand?  
Weiterführende Studien zu der Frage, wel-
che Neuerungen sich im Steuerungsverhal-
ten öffentlicher Akteure erkennen lassen, 
sollten »Bestehendes« und »Neues« im Zu-
sammenhang betrachten. Die Fixierung auf 
nur eine Seite könnte zu Verzerrungen oder 
Überbewertungen einzelner Tatbestände 
führen. 
3. Governance-Perspektive: Analyse raum-
wirksamer Interaktionen von Akteuren 
In weiteren Studien ist (neben den öffentli-
chen Akteuren) das gesamte relevante Ak-
teursspektrum, die jeweiligen Konstellatio-
nen und Interaktionen in den Blick zu 
nehmen. Welche Wirkungszusammenhän-
ge werden sichtbar? Dabei wäre u.a. zu prü-
fen, wie – über die grobe Unterteilung in 
»private« und »öffentliche« Akteure hinaus 
– eine sinnvolle Differenzierung und Sy-
stematisierung der raumwirksamen Akteure 
ausfallen könnte. 
Einer analytischen Governance-Perspektive 
folgend und multiakteurielle Untersuchun-
gen zu Grunde legend, bedarf es weiterer 
empirischer Erhebungen in ausgewählten 
Raumausschnitten. Mit Blick auf die inhalt-
liche Ausrichtung dieser Arbeit sind die 
Debatten und Forschungsansätze um 
»Stadtentwicklung ohne Wachstum« und 
Governance zusammenzuführen (siehe 
auch Altrock 2005; Bernt 2005; Hutter 
2007). Konkret sind: 
 die raumwirksamen Akteure zu identifi-
zieren, ihre verschiedenen Motive und In-
teressenlagen auszumachen und ihre 
Handlungslogiken nachzuvollziehen so-
wie ihre Mittel und Ressourcen zur Ein-
flussnahme zu erfassen, 
 daran anknüpfend die Interdependenzen 
und verschiedenen Formen der Interak-
tionen nachzuzeichnen 
 sowie die Steuerungsmöglichkeiten und 
Handlungsspielräume einzelner Akteu-
re/Akteursgruppen im Zusammenspiel 
mit anderen zu erkennen. 
Für das Handlungsfeld der Siedlungsflä-
chenentwicklung wurden in dieser Arbeit 
einzelne Akteursgruppen gestreift (Eigen-
tümer, Investoren, Nachfrager). Darüber 
hinaus wäre in Folgestudien ein besonderes 
Augenmerk auf die mehr indirekt einwir-
kenden (bzw. derzeit eher »unsichtbaren«) 
Akteure zu richten wie Bausparkassen, Ein-
richtungshäuser, Baumärkte, Lifestyle-
Magazine etc.  
Unter Berücksichtigung des Akteurskontex-
tes wäre auch der Frage nachzugehen, auf 
welche Faktoren die Unterschiede in der 
Beurteilung eigener Steuerungsmöglichkei-
ten seitens der öffentlichen Akteure zurück-
zuführen sind. Was genau führt zur Aus-
prägung einer bestimmten Selbsteinschät-
zung hinsichtlich der Steuerungsmöglich-
keiten und Handlungsspielräume (z.B. be-
teiligte Akteure, zurückliegende Erfahrun-
gen mit Akteuren, spezifische Mentalitäten, 
individuelles oder kollektives Wunschden-
ken, Zweckoptimismus oder Pessimismus)? 
Multiakteurielle empirische Studien können 
helfen, verschiedene Rationalitäten zu er-
kennen. Wie in dieser Arbeit deutlich wur-
de, orientieren sich die öffentlichen Akteure 
auf der kommunalen Ebene nicht unbedingt 
an den Handlungsanforderungen für 
Schrumpfungsräume, die seitens der Fach-
welt formuliert werden. Die jeweiligen Ent-
scheidungsträger folgen weniger den Ratio-
nalitäts-vorstellungen der Experten, sondern 
eigenen Logiken und partikularen Interes-
sen (vgl. Fürst 2007, 6). Hier wird eine Dis-
krepanz offenkundig, die auch für weitere 
Forschungsbemühungen relevant ist: For-
schung orientiert sich (so ist anzunehmen) 
an Facherkenntnissen und Sachargumen-
ten; für die Politik geht es sehr stark aber 
auch um Machterhalt. Zwei Anliegen, die 
nicht identisch sein müssen, die auf unter-
schiedlichen Vorstellungen, stark verfestig-
ten Normen sowie lang eingeübten (Wahr-
nehmungs,- Deutungs-, Handlungs-
)Mechanismen beruhen und sich zudem an 
verschiedenen Zeithorizonten orientieren. 
Hier wäre zu erforschen und zu erproben, 
welche diskursiven Formen geeignet wären, 
diese beiden »Welten« ein Stück weit zu-
sammenzubringen und inwiefern das ge-
genseitige (Aner-)Kennen der jeweiligen Ra-
tionalitäten befördert werden kann. 
4. Mentalitätsfrage oder Planungskultur? 
Weiche Faktoren und Einflussgrößen fass-
bar machen  
Die Suche nach Erklärungen für Unter-
schiede im Steuerungsverhalten (trotz ähn-
licher Rahmenbedingungen) führte mehr-
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fach zu der Bedeutung von lokalen Mentali-
täten oder einer bestimmten »Planungskul-
tur«. Die diffuse Begriffsverwendung er-
weckt den Eindruck, als diene das Aufrufen 
dieser Mentalitätsfrage oder die kulturelle 
Zuschreibung derzeit der Subsumierung 
ansonsten nur schwer fassbarer Einfluss-
größen. Es bedarf weiterer Praxisstudien, 
um den bislang eher unscharfen Vermu-
tungen zu mentalitätsbedingten und pla-
nungskulturellen Einflüssen auf den Grund 
zu gehen und zu klären, inwiefern es sich 
hier um einen Zugang handelt, der hilft, 
Planungswirklichkeit besser zu verstehen. 
Bspw. bedarf es zur »Planungskultur« em-
pirischer Untersuchungen von überschau-
baren, in Teilaspekten (Aufgabe, Akteure, 
Rahmenbedingungen o.a.) vergleichbaren 
Praxisbeispielen: 
 Was genau ist mit Planungskultur ge-
meint: Sind eine Eigenlogik und ein be-
stimmtes Verhaltensmuster auszuma-
chen, die von mehreren Akteuren in ei-
nem bestimmten Raumausschnitt geteilt 
werden? Handelt es sich hierbei um kul-
turelle oder ggf. eher um soziale Phäno-
mene?  
 Angenommen, es sind tatsächlich kultu-
relle bzw. kulturbedingte Begebenheiten: 
Wie lassen sich diese operationalisieren 
und messen?  
 Es schließt sich die Frage der Enkulturati-
on an: Wie werden diese Verhaltensmu-
ster weitergegeben, so dass sie über lange 
Zeit bestehen bleiben? 
 Welche Bedeutung nimmt eine lokalspe-
zifische Kultur in der kommunalen Pla-
nungspraxis ein, welche Reichweite hat 
sie? 
5. Spezifische Wahrnehmungsfilter und 
Deutungsmuster 
Aus den ersten Hinweisen zu der Frage, 
woher mögliche Selektivitäten in der Wahr-
nehmung von Rahmenbedingungen, Auf-
gaben etc. rühren können, leitet sich weite-
rer Forschungsbedarf ab:  
 Wie entstehen und wie verfestigen sich 
verschiedene Wahrnehmungsfilter und 
Deutungsmuster der öffentlichen Akteure 
in der baulich-räumlichen Steuerung? 
Lassen sich ggf. bestimmte »Deutungsty-
pen« erkennen (vgl. auch Grossmann 
2007, 39ff.)? 
 Äußere Faktoren: Welche konkreten 
(strukturellen, politischen, sozialen o.ä.) 
Aspekte bedingen eine selektive Wahr-
nehmung bzw. eine spezifische Interpre-
tation der Rahmenbedingungen? Inwie-
fern sind hier bspw. die institutionellen 
Bedingungen oder die Kommunikations-
strukturen, in denen man agiert oder auch 
die Abhängigkeit bzw. die eigene Ein-
schätzung von Handlungsmöglichkeiten 
relevant? 
 Personenbezogene Faktoren: Welche Be-
deutung kommt spezifischen Merkmalen 
einzelner Akteure zu (Position, Rolle, 
Schichtzugehörigkeit, Aufstiegsbestreben, 
Mentalität usw.)? Welchen Aufschluss ge-
ben diesbezüglich einzelne »Steuerungs-
biographien«? Das führt u.a. zu der Frage, 
wie weit es mit Blick auf ein planungs-
praktisches und -theoretisches Erkennt-
nisbestreben sinnvoll ist, Steuerungspro-
zesse zu »subjektivieren«. 
Daran anknüpfend und angesichts der de-
mographisch bedingten Handlungsanforde-
rungen bliebe zu überlegen, wie unter Be-
rücksichtigung der Befunde die Ausbildung 
eines überindividuellen umfassenden Pro-
blembewusstseins (dennoch) befördert wer-
den könnte. Wie lassen sich bestehende In-
terpretationsmuster bzw. -routinen ggf. ver-
ändern? Im Überblick über diese For-
schungsfragen zeichnet sich der Bedarf 
nach einem interdisziplinären Zugang ab. 
Hier wären u.a. psychologische Erkenntnis-
se hinzuzuziehen, die allerdings ein Stück 
weit desillusionierend für Vertreter der 
Raumwissenschaft sein dürften. Einige Ex-
perten gehen davon aus, dass eine wesentli-
che Triebfeder, ein zentrales Handlungsmo-
tiv des Menschen die Aufrechterhaltung der 
»Kompetenzillusion« ist: Menschen wollen 
recht haben (vgl. Dörner 2003, 266f). Folg-
lich wird das bestehende (Nicht )Wissen ver-
teidigt, statt eingeübtes Handeln zu hinter-
fragen und dazuzulernen. 
6. Vorstellungen und Bilder ergründen – 
Aufmerksamkeitskatalysatoren entdecken 
Mit Blick auf die selektive Wahrnehmung 
stellt sich auch die Frage, welche Rolle die 
individuellen (Raum-)Bilder in den Köpfen 
der Entscheidungsträger für deren Sicht- 
und Handlungsweisen spielen. Bspw. 
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scheinen Bilder von »der glücklichen Klein-
familie im Einfamilienhaus mit Garten« auf 
der Angebotsseite stark verfestigt zu sein – 
nicht zu letzt werden sie stetig durch Bau-
sparkassen, Finanzdienstleister, Spielfilme, 
Werbung, Presse usw. verbreitet. 
 Diese Einflüsse auf die Stadtentwicklung 
sind sichtbar zu machen: Wer hat welche 
Bilder im Kopf? Wo werden diese Bilder 
produziert? Und durch welche Kanäle 
werden sie transportiert (Werbung, Kun-
denberatungen, Lokalzeitung usw.)? 
 Daran anknüpfend wäre zu erforschen, 
wie und durch wen »neue« Bilder von 
baulich-räumlicher Entwicklung und Ge-
staltung erzeugt bzw. verbreitet werden 
können und wie sie in die Köpfe raum-
wirksamer Akteure gelangen. Welche me-
dialen Möglichkeiten sind hier zu erpro-
ben? 
 Und: Kann über die Verbreitung von Bil-
dern auch eine »neue Form des Sehens« 
auf den Weg gebracht werden – z.B. hin-
sichtlich der Leere im Raum, entstehen-
der Ruinen oder auch neuer Wohnfor-
men?  
Zu dem letztgenannten Punkt gibt es be-
reits erste Beispiele, z.B. die »Nacht der 
Baulücke« in Halle (Saale): Verschiedene 
Aktionen in Baulücken wie ein »Dinner im 
Grünen«, ein Fußballturnier, eine Riesen-
schaukel oder eine akustische Inszenierung 
sollen helfen, diese räumlichen Potenziale 
aus einem neuen Blickwinkel wahrzuneh-
men – und zwar nicht als Schandfleck, son-
dern als neue Nutzungsmöglichkeit 
(BMVBS/BBR 2008, 74). Der Wirkung der-
artiger Projekte ist nachzugehen. Weitere 
Ansätze dieser Richtung gilt es zu erproben 
und zu erforschen – »Aufmerksamkeitska-
talysatoren« sind zu entdecken. 
Überdies zeichnet sich als fortbestehende 
Aufgabe ab, gute Beispiele zu verbreiten. 
Sowohl den politischen Entscheidungsträ-
gern, als auch den Nachfragern sind weiter-
hin Alternativen zum Einfamilienhaus auf 
der grünen Wiese zu vermitteln (z.B. gelun-
gene innerstädtische Wohnformen oder in-
novative Zwischennutzungen auf brachlie-
gendem Gelände). Die Realisierbarkeit ist 
anhand gelungener Beispiele zu verdeutli-
chen; Wohnattraktivität und Lebensqualität 
mittels ansprechender Bilder plastisch zu 
machen. 
7. Stärkung einzelner (Fach-)Argumente 
Weiterhin bedarf es Antworten auf die Fra-
ge, wie – unter Berücksichtigung der bereits 
genannten Aspekte – einzelnen Argumen-
ten (die Reduzierung des Flächenverbrauchs 
für Siedlungszwecke, die notwendige Be-
rücksichtigung demographischer Verände-
rungen o.a.) in den kommunalen Abwä-
gungs- und Aushandlungsprozessen raum-
wirksamer Akteure mehr Gewicht und 
Durchsetzungskraft verliehen werden kann. 
Ansätze könnten ggf. sein: 
a) Ex-post-Überprüfung der baulich-
räumlichen Steuerungsergebnisse:  
Vielerorts werden die Auswirkungen der po-
litischen Steuerungsentscheidungen nicht 
erfasst; sie bleiben intransparent. Auch 
Misserfolge bleiben im Verborgenen: Was, 
wenn z.B. gar nicht mehr Einwohner auf-
grund einer Wohngebietsausweisung in die 
Gemeinde ziehen – wenn dorthin nur be-
reits Ansässige ziehen und somit Leerstand 
andernorts entsteht? »Die Betrachtung der 
Folgen von Maßnahmen bietet hervorra-
gende Möglichkeiten zur Korrektur eigener 
falscher Verhaltenstendenzen und zur Kor-
rektur falscher Annahmen über die Realität. 
(...) Man kann sich (...) fragen, ob man viel-
leicht von falschen Voraussetzungen ausge-
gangen ist und ein falsches oder unvoll-
ständiges oder zu ungenaues Bild von der 
Realität hatte.« (Dörner 2003, 266) Um 
derartige Aspekte frühzeitig sichtbar zu ma-
chen, bedarf es entsprechender Erfas-
sungsmöglichkeiten: Wie könnte ein Moni-
toring des realen Steuerungsverhaltens aus-
sehen, wie ist dieses zu implementieren, 
wie sind die Ergebnisse zu kommunizieren? 
Wie können sowohl methodische als auch 
»realweltliche« Schwierigkeiten einer (Er-
folgs-)Kontrolle überwunden werden? Zwei 
Probleme lägen bereits auf der Hand: 
 Es ist anzunehmen, dass diese Erkennt-
nisse von den Entscheidungsträgern 
selbst nicht gefragt sind und dementspre-
chend auf dieser Ebene auch nicht auf den 
Weg gebracht werden (vgl. Punkt 5). Und 
selbst wenn die Auswirkungen von Maß-
nahmen kritisch betrachtet werden, kön-
nen die betroffenen Entscheidungsträger 
die unerwünschten Effekte und Folgen 
immer noch »fremdattributieren«. Sprich: 
Der eigentliche Verursacher hat das Beste 
gewollt, aber die widrigen Umstände vor 
Ort haben nun mal zu weniger guten Er-
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gebnissen geführt (ebenda, 273f). In die-
sem Fall wären Lerneffekt und Umden-
ken wiederum in Frage gestellt. 
 Wie können angesichts der Vielzahl an 
raumwirksamen Entscheidungen zahlrei-
cher Akteure die Steuerungskonsequen-
zen eindeutig bestimmten Handlungs-
weisen zugeordnet werden? Wie steht es 
hier um die Messbarkeit? So wäre bspw. 
in Kommunen mit einer zunehmenden 
Reurbanisierung zu überprüfen, ob diese 
auf konkreten Steuerungsbemühungen 
öffentlicher Akteure oder veränderten 
Wohnbedürfnissen oder anderen Beweg-
gründen fußt. 
b) Ex-ante-Aufzeigen konkreter Auswirkungen 
einzelner Siedlungspfade und entsprechender 
Alternativen:  
Es gilt, dem oftmals »gefühlten Wissen« der 
Entscheidungsträger mit Fakten zu begeg-
nen, bspw. durch eine Folgenabschätzung 
kommunaler und regionaler Siedlungsvari-
anten (BMVBS/BBR 2006, 33f). Hinsicht-
lich der fiskalischen Folgen wäre genau auf-
zuzeigen, welche mittel- und langfristigen 
Kosten für wen entstehen. Über aktuelle 
Studien (z.B. REFINA) hinaus, zeichnet sich 
hier Forschungsbedarf ab: Wie und durch 
wen können diesbezügliche Fakten wir-
kungsvoll in politische Prozesse eingebracht 
werden? Wie können öffentliche Akteure 
stärker für die Folgen ihres Handelns sen-
sibilisiert werden, die derzeit durch das 
Wahrnehmungsraster fallen (Flächenver-
brauch, Kostenwahrheit, demographische 
Effekte)? Wo und wie kann diesbezüglich an 
den bestehenden Rationalitäten der Ent-
scheidungsträger angeknüpft werden?  
Damit wurde allerdings noch nicht die Fra-
ge beantwortet, wie Informationen zu und 
Wissen um Gegebenheiten auch (politische) 
Handlungsrelevanz erlangen. In Anbetracht 
der bereits erörterten Gesichtspunkte dürf-
ten Kommunikation und Bewusstseinsbil-
dung2 allein kaum ausreichen. Entspre-
chende Anreize sind gefragt... 
8. Anreize setzen: Umsteuern muss sich 
lohnen! 
                                                
2 Das soll nicht heißen, dass es im Bereich der Be-
wusstseinsbildung und Kommunikation keine Poten-
ziale mehr gibt, ein Umsteuern in der Flächenpolitik 
ein Stück weit zu befördern. Siehe hierzu die empiri-
sche Studie des NABU (2008). 
Dazu liefern Felixberger/Roth (2008, 95) 
dienliche Hinweise. Basierend auf verhal-
tensphysiologischen Studien stellen sie fest: 
»Einer der größten Irrtümer ist es, zu glau-
ben, Menschen würden ihr Verhalten än-
dern, wenn wir ihnen unsere logisch zwin-
genden Argumente nur hinreichend deut-
lich vermittelt haben. Dasselbe gilt für den 
Appell an die Einsicht. Das Gehirn fragt 
immer, bewusst oder unbewusst: ‚Was krie-
ge ich dafür, dass ich mich ändere?’, und 
wenn es darauf keine gute Antwort gibt, 
dann ändern sich Menschen eben nicht.« 
Somit scheint die reine Motivation mit logi-
schen Argumenten recht aussichtslos. Die 
Anstrengung, die mit einer Verhaltensände-
rung einhergeht, muss sich lohnen. Sollen 
demographische Veränderungen und Flä-
chensparziele in der Siedlungsentwicklung 
berücksichtigt werden, sind Anreize gefragt, 
die auf die Logiken der Ent-
scheidungsträger ausgerichtet sind: 
 Welche Anreize könnten das sein, wie 
und durch wen sind sie zu setzen? Welche 
Reichweite haben Anreize bezüglich einer 
Verhaltensänderung? Hinsichtlich der 
Kostenaspekte einer dichten oder weniger 
dichten Siedlungsentwicklung könnte es 
ggf. reizvoll sein, wenn Entschei-
dungsträger der Flächenentwicklung di-
rekt von den Einsparungen profitieren. 
Statt die Gelder in den allgemeinen 
Haushalt einfließen zu lassen, könnten 
sie bspw. für städtebauliche Projekte zur 
Verfügung gestellt werden. 
 Routinen zu durchbrechen und neue 
Schritte in der Steuerung zu gehen ist 
teilweise nicht nur mit Mehraufwand ver-
bunden, sondern kann zudem mit Risiken 
behaftet sein. Welche Möglichkeiten be-
stehen, diesen Schritt dennoch attraktiv 
und machbar daher kommen zu lassen?  
 Inner- und interkommunal wird es immer 
auch Interessenkonflikte zwischen den 
Akteuren geben (z.B. Gewerbeansiedlung 
versus kompakte Siedlungsstrukturen): Es 
ist zu untersuchen und v.a. zu erproben, 
inwiefern Kompensationsregeln und In-
teressenausgleiche in Form von Paketlö-
sungen, Transferzahlungen o.ä. realisier-
bar sind (vgl. BMVBS/BBR 2006, 78-80).  
Bestehende Anreize (insbesondere Stadt-
umbau-Mittel) scheinen zurzeit vor allem 
selektive Kooperationen zu befördern (vgl. 
auch Altrock 2008, 643; Selle 2008, 12f). Es 
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besteht ein Mangel an Anreizen für Ak-
teurskooperationen – sowohl innerkommu-
nal, z.B. zur Stärkung der Selbstorganisati-
onskräfte, als auch interkommunal hinsicht-
lich der gemeinsamen Erfassung von Sied-
lungsflächenreserven, verbindlicher Zielver-
einbarungen oder der Abstimmung von 
Baulandausweisung. 
3 Zum Schluss... 
Rückläufige Bevölkerungszahlen allein las-
sen keine Trendwende in der Nutzung von 
Grund und Boden für Siedlungszwecke er-
warten. Es scheint allenfalls zu einer Ab-
schwächung oder Verlangsamung der Neu-
inanspruchnahme von Flächen zu kommen. 
Somit bleibt vorerst offen, ob, wann und wie 
intensiv sich eine Bevölkerungsabnahme 
auf die baulich-räumliche Steuerung aus-
wirken wird. 
Prognosen zu Folge werden in absehbarer 
Zeit das Ausmaß des demographischen 
Wandels und damit auch der Problemdruck 
in zahlreichen Kommunen zunehmen. Da 
die empirischen Befunde zeigen, dass mit 
steigendem und sichtbar werdendem Hand-
lungsdruck demographische Aspekte mehr 
Aufmerksamkeit erfahren, bleibt anzuneh-
men, dass öffentliche Akteure diese zu-
künftig stärker in den Blick nehmen. Aller-
dings lässt sich nicht sagen, inwiefern – mit 
welchen Intentionen, Maßnahmen und In-
strumenten – sie auf diese veränderten 
Rahmenbedingungen reagieren werden. 
Anhaltspunkte für eine grundlegende Ände-
rung der Steuerungsrichtung liegen derzeit 
nicht vor. Und einmal mehr wurde mit die-
ser Arbeit deutlich: Ausgehend vom Erken-
nen von Veränderungen und dem Wissen 
um Handlungsbedarfe über einen Rich-
tungswechsel in der Steuerung bis hin zu 
sichtbaren Ergebnissen ist es ein langer, zei-
taufwändiger Weg. 
In Anbetracht der lokalspezifischen Eigen-
heiten und Wechselwirkungen zwischen 
den demographischen, wirtschaftlichen, fis-
kalischen u.a. Entwicklungen kann es weder 
Patent- noch Dauerlösungsmuster für das 
Handeln öffentlicher Akteure in Schrump-
fungsräumen geben. Auch wenn es rich-
tungweisende Hinweise zu den Handlungs-
anforderungen gibt, so ist in jeder Kommu-
ne entsprechend der konkreten Ausgangs-
lage – den baulich-räumlichen Aufgaben, 
den Akteurskonstellationen, den Ressour-
cen, der Historie etc. – zu überlegen, mit 
wem, mit welchen Mitteln und Instrumen-
ten die weitere Entwicklung von Siedlungs-
flächen zu gestalten ist. 
Dieser Bedarf nach kommunen- oder fall-
spezifischer Differenzierung impliziert je-
doch nicht, dass die involvierten Akteure 
nicht von guten Beispielen anderer Orte 
lernen können. Insbesondere für Städte und 
Gemeinden, die sich erst in Zukunft ver-
stärkt mit demographischen Herausforde-
rungen konfrontiert sehen, besteht derzeit 
(noch) die Chance, aus der Prozessanalyse 
und den ersten Ergebnissen heutiger 
»Stadtumbau-Städte« Erkenntnisse zu ge-
winnen und für eigene Vorgehensweisen zu 
nutzen. Allerdings entsteht mit Blick auf 
Kommunen, die derzeit noch am Beginn ih-
rer Schrumpfungskarriere stehen, eher der 
Eindruck, dass dieses zeitliche Guthaben 
und derzeit bestehende Möglichkeitsfenster 
ungenutzt bleibt und wertvolle (Lern-)Zeit 
verloren geht. 
Die Wachstumshoffnung schrumpft zuletzt. 
Und solange in demographisch und wirt-
schaftlich schrumpfenden Räumen versucht 
wird, baulich-räumliche Fragen vornehm-
lich mit Siedlungsexpansion und Neubau zu 
beantworten, werden es Schrumpfungs-
themen weiterhin schwer haben, in der öf-
fentlichen Steuerung Handlungsrelevanz zu 
entfalten. 
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